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1. Allgemein verständliche Zusammenfassung, integrative Zusam-
menschau 

1.1 Einleitung 

Das Projekt umfasst die beiden Vorhaben A 1 West Autobahn, ASt. Traun und B 139 Kremstal 
Straße, Umfahrung Haid. Das, der ASFINAG zuzurechnende Vorhaben A 1 West Autobahn, ASt. 
Traun liegt im Bereich des Knotens Haid, der Verbindung der A 1 West Autobahn (km 174,20 – 
km 176,00) mit der A 25 Welser Autobahn. Den Anschlusspunkt für die Anschlussstelle Traun in 
das untergeordnete Straßennetz stellt das dem Land Oberösterreich zugehörige Vorhaben B 139 
Kremstal Straße, Umfahrung Haid dar.  

Bei der A 1, ASt. Traun handelt es sich um eine teils planfreie, jedoch größtenteils plangleiche 
Anbindungslösung der A 1 West Autobahn und A 25 Welser Autobahn an die B 139 Kremstal 
Straße, Umfahrung Haid. Die bestehende ASt. Traun (km 174,0) wird aufgelassen und die Ram-
pen größtenteils rückgebaut.  

Die Maßnahmen zur Errichtung der Umfahrung Haid mit 2 Fahrstreifen je Richtung und Mittel-
trennung beginnen südlich der Querung der B 139 mit der Traun und enden im Bereich des be-
stehenden Kreis-verkehrs Ritzlhof.  

 

Durch die Behörde erfolgte per 28. Oktober 2021 eine ediktale Antragsbekanntmachung erfolgt. 
In der Zeit von 28. Oktober 2021 bis einschließlich 10. Dezember 2021 wurden die Projekts-
unterlagen bei der UVP-Behörde sowie den Standortgemeinden zur öffentlichen Einsicht aufge-
legt und es hatte in dieser Zeit Jedermann die Gelegenheit zur Abgabe von Stellungnahmen und 
für Parteien zur Erhebung von Einwendungen. 

 

1.2 Die Vorhaben  

A 1 West Autobahn, ASt. Traun  

Die neu geplante A 1, ASt. Traun bildet aufgrund ihrer Lage einen Vollanschluss sowohl an die A 
1 West Autobahn als auch an die A 25 Welser Autobahn.  

Nördlich der A 1 West Autobahn erfolgt die Anbindung an das untergeordnete Netz über den 
Zubringer Nord mit einem T-Knoten, welcher mit einer Verkehrslichtsignalanlage geregelt wird.  

Vom Zubringer Nord aus erfolgt die Auffahrt auf die A 1 West Autobahn Richtungsfahrbahn (RFB) 
Salzburg über die Rampe Nord 02 sowie auf die A 25 Welser Autobahn über die Rampe Nord 03. 
Weiters erfolgt die Abfahrt von der A 1 West Autobahn von Wien kommend über den Zubringer 
Nord 01 auf die B 139, Umfahrung Haid.  

Südlich der A 1 West Autobahn erfolgt die Anbindung an das untergeordnete Netz über den Zu-
bringer Süd mit einem lichtsignalgeregelten T-Knoten. Vom Zubringer Süd springt die Auffahrts-
rampe Süd 01 von der B 139 aus Norden kommend Richtung A 1 West Autobahn RFB Wien ab. 
Weiters binden die Abfahrtsrampen Süd 02 und Süd 04 von der A 1 von Salzburg kommend bzw. 
von der A 25 kommend an die B 139 an. Die Rampe Süd 03 verbindet die A 25 Welser Autobahn 
mit der A 1 West Autobahn in Richtung Wien. Die Rampe Süd 05 bedient die Auffahrtsrelation 
von der B 139 aus Süden kommend Richtung A 1 RFB Wien.  
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B 139 Kremstal Straße, Umfahrung Haid  

Das Vorhaben beginnt südlich der Querung der B 139 Kremstal Straße Bestand mit der Traun. 
Die bestehende Brücke über den Sipbach wird durch ein neues Objekt Sipbachbrücke ersetzt. 
Aufgrund der geänderten Lage des Brückenobjektes im Trassenverlauf der B 139 ist der Sipbach 
auf einer Länge von rd. 170 m zu verlegen.  

Der bestehende 3-armige Kreisverkehr südlich der Sipbachbrücke wird rückgebaut und durch 
einen plangleichen T-Knoten mit einer Verkehrslichtsignalanlage ersetzt.  

Vom neuen T-Knoten der B 139 Kremstal Straße, Umfahrung Haid gelangt man über die umge-
legte L 563 Traunuferstraße Richtung Traun/Ansfelden/Haid. Der derzeitige vierarmige Kreisver-
kehr L 563/L 563a/B 139 Kremstal Straße Bestand wird durch eine Kreuzung mit einer Verkehrs-
lichtsignalanlage ersetzt.  
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Die B 139 Kremstal Straße, Umfahrung Haid verläuft mit 2 Fahrstreifen je Richtung und Mittel-
trennung unter Nutzung der bestehenden Westspange als Richtungsfahrbahn Süd in südwestli-
cher Richtung zur Traunuferstraße, welche niveaufrei gequert und in angehobener Lage mit ei-
nem halben Kleeblatt angebunden wird. Ab der Traunuferstraße führt die B 139, Umfahrung Haid 
ohne Anbindung über Haidfeldstraße weiter in Dammlage über die A 1 West Autobahn. Im wei-
teren Verlauf Richtung Südosten verläuft die Trasse ohne Anbindung über Köttsdorfer Straße. 
Rund 320 m nach der Querung der Köttsdorfer Straße ist ein T-Knoten mit einer Verkehrslicht-
signalanlage zur Einbindung der neuen Anbindung EKZ Haid Center & IKEA vorgesehen. Die 
Umfahrung schwenkt in Richtung Süden und bindet im Bereich des bestehenden Kreisverkehrs 
Ritzlhof wieder an die bestehende B 139 an. Der Kreisverkehrs Ritzlhof wird durch einen plan-
gleichen Knoten mit Verkehrslichtsignalanlage ersetzt wobei die anzubindenden Straßen zu 
adaptieren sind.  

Das UVP-Vorhaben „A 1 West Autobahn, ASt. Traun“ der ASFINAG und das UVP-Vorhaben „B 
139 Kremstal Straße, Umfahrung Haid“ des Landes Oberösterreich werden in einem engen räum-
lichen und zeitlichen Zusammenhang umgesetzt.  
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Allerdings ist für das UVP-Vorhaben „A 1 West Autobahn, ASt. Traun“ der ASFINAG in der 1. 
Teilkonzentration die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 
und Technologie zuständig und für das UVP-Vorhaben „B 139 Kremstal Straße, Umfahrung Haid“ 
vollkonzentriert das Land Oberösterreich. Das Naturschutzverfahren zur A 1, ASt. Traun wird in 
der 2. Teilkonzentration bei der LReg OÖ beantragt.  

Durch den engen Zusammenhang der beiden UVP-pflichtigen Projekte wird deren Umsetzung 
auch gemeinsam beschrieben.  

In diesem Sinne sind alle Unterlagen, insbesondere die UVE und die Fachberichte, zu sehen. 
Unschärfen in den Berichten hinsichtlich der Vorhabensabgrenzung der beiden UVP-pflichtigen 
Vorhaben der ASFINAG und des Landes OÖ sind rein semantischer Natur.  

Es wurde demnach ein Untersuchungsraum für beide Vorhaben abgegrenzt. Die Planung der 
beiden Vorhaben erfolgte zeitgleich und gemeinsam, die Wirkungen wurden – abhängig von den 
jeweiligen Wirkfaktoren – gemeinsam und/oder getrennt nach den Vorhaben prognostiziert und 
analysiert. Die Maßnahmen zur Reduktion negativer Wirkungen wurden interdisziplinär entwi-
ckelt, und den jeweiligen Vorhaben zugeschrieben.  

 

1.3 Verfahrensleitung  

Die Verfahrensleitung erfolgt durch Mag. Martin Starmayr, Direktion Umwelt und Wasserwirt-
schaft, Abteilung Anlagen-, Umwelt- und Wasserrecht. 

 

1.4 Fachgebiete und Sachverständige  

Im Rahmen der UVP wurden von der UVP-Behörde Teilgutachten für die nachfolgend dargestell-
ten Fachgebiete in Auftrag gegeben. 
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Fachgebiet Sachverständige(r) 

01 Abfallchemie Erwin Ziegler 

02 Bodenschutz (inkl. Landwirtschaft) Dipl.-Ing. Claudia Preinstorfer 

03 Denkmalschutz Mag. Heinz Gruber 

04 Forstwirtschaft (und Jagd) DI DI Gottfried Diwold 

05 Geologie, Hydrogeologie und Wasserwirt-
schaft 

Dipl.-Ing. Johann Aschauer 

06 Gewässerökologie Mag. Christine Leitner 

07 Humanmedizin Dr. Thomas Edtstadler 

08 Klimawandelfolgen Mag. Stefan Oitzl 

09 Lichttechnik Dipl.-Ing. Thomas Seidel 

10 Luftreinhaltung und Klima Dipl.-Ing. Christopher Giefing 

11 Natur- und Landschaftsschutz Dipl.-Ing. Mark Wöss 

12 Raumplanung (inkl. Sachgüter und Frei-
zeit/Erholung) 

Dipl.-Ing. Irene Gotschy-Russ 

13 Schalltechnik (und Erschütterungen) Ing. Roman Hirnschrodt 

14 Straßenbautechnik Dipl.-Ing. Thomas Schwingenschuh 

15 Wasserbaubautechnik Dipl.-Ing. Karl Mairanderl 

16 Verkehrsmodellierung Dipl.-Ing. Josef Prem 

17 Verkehrstechnik Ing. Gerhard Lindenberger 

 UVP-Koordination Dipl.-Ing. Thomas Seidel 
Tabelle 1: Fachgebiete und Sachverständige 
 

Die Beurteilung durch die Sachverständigen wurde in interdisziplinärer Abstimmung vorgenom-
men. Die Beurteilung der Auswirkungen erfolgte unter Berücksichtigung der von der Projektwer-
berin in der UVE angegebenen Maßnahmen sowie jener Auflagenforderungen, die die Sachver-
ständigen der UVP-Behörde zusätzlich für erforderlich erachtet haben. 

Beurteilt wurden sowohl Errichtungs- als auch die Betriebsphase des Vorhabens. 

Die Sachverständigen und die UVP-Koordination hatten sich auch weiters mit den im Zuge der 
öffentlichen Auflage vom 28. Oktober 2021 bis einschließlich 10. Dezember 2021 eingegangenen 
Stellungnahmen auseinanderzusetzen. 

Die UVP-Teilgutachten liegen der zusammenfassenden Bewertung zugrunde und sind we-
sentlicher Bestandteil der zusammenfassenden Bewertung. 

 

1.5 Prüfkatalog  

Im gegenständlichen UVP-Verfahren wurde ein Prüfkatalog erstellt. Gemäß UVP-G 2000 ist ein 
Prüfbuch grundsätzlich nicht erforderlich, es ist eine reine Arbeitsunterlage zur systematisierten 
Erstellung der jeweiligen Teilgutachten zum Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren. 

Das Prüfkatalog legt den Untersuchungsrahmen fest, wobei im Wesentlichen 

- Die Auswirkungen des Vorhabens sowohl in Bau- als auch Betriebsphase zu prüfen wa-
ren, 

- Alternativen (sofern relevant) zu prüfen waren, 
- das Klima- und Energiekonzept und die Nutzung von Ressourcen zu prüfen waren, 
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- Öffentliche Konzepte und Pläne, öffentliche Interessen in die Prüfung miteinzubeziehen 
waren 

- Maßnahmenvorschlage zu unterbreiten und Unterlagen für die Abnahme zu definieren 
waren 

- Stellungnahmen zu berücksichtigen waren  
- und eine Zusammenfassung zu erstellen war. 

 

1.6 Beurteilungsskala  

Für die Bewertung der möglichen Erheblichkeit der Auswirkungen wird im Umweltverträglichkeits-
gutachten eine sechsteilige Skala verwendet. Die Abstufung der Beurteilung erfolgt von positiv, 
nicht relevant, geringfügig über vertretbar und wesentlich zu untragbar. Die Bewertung der um-
weltrelevanten Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens erfolgt jeweils unter Berücksich-
tigung aller Maßnahmen. 

Entlastung / Belastung 
Schutzgut 

Verbale Beschreibung der Entlastungs- / Belastungswirkungen 

Positive Wirkungen Die fachspezifischen Auswirkungen des Vorhabens ergeben eine 
qualitative und/oder quantitative Verbesserung gegenüber der Prog-
nose ohne Realisierung des Projektes (Null-Variante). 

Nicht relevante Wirkungen Auswirkungen sind projektbedingt nicht relevant: Die fachspezifischen 
Auswirkungen verursachen weder qualitative noch quantitative Verän-
derungen des Zustandes ohne Realisierung des Projektes (Null-Vari-
ante). 

Geringfügige Wirkungen Die Auswirkungen des Vorhabens bedingen derart geringe nachteilige 
Veränderungen im Vergleich zur Prognose ohne Realisierung des 
Projektes (Null-Variante), dass diese in Bezug auf die Erheblichkeit 
der möglichen Beeinträchtigung in qualitativer und quantitativer Hin-
sicht vernachlässigbar sind. 

Vertretbare Auswirkungen Die Auswirkungen des Vorhabens stellen bezüglich ihres Ausmaßes, 
ihrer Art, ihrer Dauer und ihrer Häufigkeit eine qualitativ nachteilige 
Veränderung dar, ohne das Schutzgut jedoch in seinem Bestand / sei-
ner Funktion (quantitativ) zu gefährden. 

Wesentliche Auswirkungen Die Auswirkungen des Vorhabens bedingen wesentliche nachteilige 
Beeinflussungen des Schutzgutes, so dass dieses dadurch in seinem 
Bestand / seiner Funktion negativ beeinflusst werden könnte. 

Untragbare Auswirkungen Die Auswirkungen des Vorhabens bedingen gravierende qualitativ 
und quantitativ nachteilige Beeinflussungen des Schutzgutes, so dass 
dieses dadurch in seinem Bestand / seiner Funktion gefährdet ist. 

Tabelle 2: Verbale Beschreibung der Ent- / Belastungsstufen für die Schutzgüter (Quelle RVS 04.01.11, 
Tabelle 10, Umweltuntersuchungen) 
 
 

1.7 zusammenfassende Bewertung 

Durch die Sachverständigen wurden die, sie betreffenden, Fragen des Prüfkatalogs abgearbeitet 
und – dort wo erforderlich – die Auswirkungen unter Berücksichtigung von Maßnahmen und Auf-
lagenvorschlägen sowohl in Bau- als auch Betriebsphase gemäß Tabelle 2 beurteilt. 

Von diesen Beurteilungen wurde für die zusammenfassende Beurteilung die jeweils schlechteste 
eines jeden Sachverständigen in nachstehende Tabelle eingearbeitet und zur integrativen Beur-
teilung herangezogen: 
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Fachgebiet Beurteilung 

Bauphase Betriebsphase 

01 Abfallchemie Nicht relevant Nicht relevant 

02 Bodenschutz (inkl. Landwirtschaft) Vertretbar Vertretbar 

03 Denkmalschutz Geringfügig Nicht relevant 

04 Forstwirtschaft (und Jagd) Geringfügig Geringfügig 

05 Geologie, Hydrogeologie und Wasserwirtschaft Vertretbar Vertretbar 

06 Gewässerökologie Geringfügig Geringfügig 

07 Humanmedizin Vertretbar Vertretbar 

08 Klimawandelfolgen Geringfügig Geringfügig 

09 Lichttechnik Geringfügig Nicht relevant 

10 Luftreinhaltung und Klima Vertretbar Geringfügig 

11 Natur- und Landschaftsschutz Geringfügig Geringfügig 

12 Raumplanung inkl. Sachgüter und Freizeit/Er-
holung) 

Vertretbar Geringfügig 

13 Schalltechnik (und Erschütterungen) Vertretbar Vertretbar 

14 Straßenbautechnik Beurteilung nicht erforderlich 

15 Wasserbaubautechnik Geringfügig Geringfügig 

16 Verkehrsmodellierung Beurteilung nicht erforderlich 

17 Verkehrstechnik Keine Beurteilung Positiv 
Tabelle 3: Fachgebiete und Auswirkungseinstufung 

 
In Summe ist daher – weil die schlechteste Bewertung nach der Skala von Tabelle 2 „ver-
tretbar“ ist – das Vorhaben umweltverträglich. 

 

1.7.1 Alternativen 

Eine Prüfung von Alternativen erfolgte im Rahmen des Verordnungsverfahrens, weshalb Alterna-
tiven nicht mehr zu prüfen waren. 

 

1.7.2 Verkehrszahlen 

Die Basis für die weitere Beurteilung des Projektes ist die Prognose der Verkehrszahlen. Diese 
wurde vom Sachverständigen für Verkehrsmodellierung geprüft und als nachvollziehbar und 
plausibel beurteilt. 

 

1.7.3 Wirkungen auf das Schutzgut Mensch (Gesundheit und Wohlbefinden) 

Maßgeblich für die Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf den Menschen sind die 
Belastungen durch die Wirkfaktoren Lärm, Luftschadstoffe und Erschütterungen und Lichtimmis-
sionen. Auf Basis dieser Feststellung beurteilt der Sachverständige für Humanmedizin, ob Anrai-
ner vorhabensbedingt belästigt bzw. in ihrer Gesundheit gefährdet werden könnten. 

Gemäß UVP-G 2000 darf ein Vorhaben weder das Leben oder die Gesundheit oder das Eigentum 
oder sonstige dingliche Rechte der Nachbarn gefährden noch zu einer unzumutbaren Belästigung 
der Nachbarn im Sinn der Gewerbeordnung 1994 führen. 



 11   

Die Beurteilung und Bewertung der Immissionseinwirkungen auf Menschen im Untersuchungs-
raum erfolgt unter Berücksichtigung aller von der Projektwerberin bereits in der UVE vorgesehe-
nen und aller zusätzlich geforderter Auflagen. Diese Auflagen werden von den beigezogenen 
Sachverständigen als jedenfalls erforderlich angesehen. 

In Bezug auf Lärm kommen der Sachverständige für Schalltechnik ebenso wie der Sachverstän-
dige für Humanmedizin zur Beurteilung, dass das Vorhaben sowohl in der Bau- als auch in der 
Betriebsphase vertretbare Auswirkungen hat. 

In Bezug auf Erschütterungen kommen der Sachverständige für Erschütterungen ebenso wie 
der Sachverständige für Humanmedizin zur Beurteilung, dass das Vorhaben sowohl in der Bau- 
als auch in der Betriebsphase geringfügige Auswirkungen hat. 

In Bezug auf die Luftschadstoffe kommen der Sachverständige für Luftreinhaltung ebenso wie 
der Sachverständige für Humanmedizin zur Beurteilung, dass das Vorhaben in der Bauphase 
vertretbare und in der Betriebsphase geringfügige Auswirkungen hat. 

In Bezug auf die Lichtimmissionen kommen der Sachverständige für Lichttechnik ebenso wie 
der Sachverständige für Humanmedizin zur Beurteilung, dass das Vorhaben in der Bauphase 
geringfügige und in der Betriebsphase nicht relevante Auswirkungen hat. 

In Bezug auf die Auswirkungen von flüssigen Emissionen in das Wasser (Schutzgut Grundwas-
ser) sind die Auswirkungen im Grundwasserkörper Welser Heide vernachlässigbar gering, im 
Grundwasserkörper Traun-Enns-Platte nicht relevant und direkt im Projektbereich vertretbar. 

 

1.7.4 Wirkungen auf das Schutzgut Mensch (Lebensraum und Nutzungen) 

Landschaftsschutz: Vom Sachverständigen für Natur- und Landschaftsschutz werden die Aus-
wirkungen des geplanten Straßenbauvorhaben in Bezug auf Landschaftsbild / Naturgebundene 
Erholung zusammenfassend als geringfügig beurteilt. 

Landwirtschaft: Zusammenfassend beurteilt die Sachverständige das Vorhaben für das Schutz-
gut Boden inkl. Landwirtschaft auf Grund des Bodenverbrauchs als vertretbar. 

Forstwirtschaft: Unter Berücksichtigung der vorzusehenden Ausgleichsmaßnahmen werden 
aus forstfachlicher Sicht die Auswirkungen des Vorhabens, sowohl für die Bau- als auch die Be-
triebsphase, als geringfügig beurteilt. 

Jagd: Zusammenfassend werden die Auswirkungen des vorliegenden Projekts für den zu beur-
teilenden Fachbereich Jagd als geringfügig beurteilt. 

 

1.7.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume 

Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume: Das geplante Straßenbauvorhaben wurde anhand 
der vorliegenden Projektunterlagen analysiert und in Bezug auf die zu erwartenden Eingriffswir-
kungen auf Ökologie und Biodiversität unter besonderer Berücksichtigung der Wirkfaktoren Lärm, 
Lichtemissionen, Luftschadstoffemission, flüssige Emissionen sowie Abfälle und Rückstände be-
urteilt. Unter Berücksichtigung der Bewertung der einzelnen Eingriffswirkungen werden die zu 
erwartenden Auswirkungen des geplanten Straßenbauvorhabens zusammenfassend als gering-
fügig beurteilt. 

Gewässerökologie: Aus Sicht des Fachbereiches Gewässerökologie sind die Auswirkungen des 
gegenständlich beantragten Vorhabens – bezogen auf die Bau- und Betriebsphase – unter Be-
rücksichtigung der vorgesehenen Begleitmaßnahmen und der vorgeschlagenen Auflagen als ge-
ringfügig zu bewerten. 
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1.7.6 Wirkungen auf das Schutzgut Boden 

Zusammenfassend beurteilt die Sachverständige das Vorhaben für das Schutzgut Boden vor al-
lem wegen des Flächenverbrauchs mit vertretbaren Auswirkungen. 

 

1.7.7 Wirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Geologie, Hydrogeologie und Wasserwirtschaft: In Bezug auf die Auswirkungen von flüssigen 
Emissionen in das Wasser (Schutzgut Grundwasser) sind die Auswirkungen im Grundwasser-
körper Welser Heide vernachlässigbar gering, im Grundwasserkörper Traun-Enns-Platte nicht 
relevant und direkt im Projektbereich vertretbar. 

Gewässerökologie: Aus Sicht des Fachbereiches Gewässerökologie sind die Auswirkungen des 
gegenständlich beantragten Vorhabens – bezogen auf die Bau- und Betriebsphase – unter Be-
rücksichtigung der vorgesehenen Begleitmaßnahmen und der vorgeschlagenen Auflagen als ge-
ringfügig zu bewerten. 

Wasserbautechnik: Durch die projektierten Anlagen und Maßnahmen werden aus fachlicher 
Sicht die Auswirkungen der Vorhaben als geringfügig bewertet. 

 

1.7.8 Wirkungen auf das Schutzgut Luft und Klima 

Luft:  

Bezugnehmend auf die beschriebenen Emissionsfrachten und der damit verbundenen Immissi-
onen an Luftschadstoffen, der Erfüllung der Auflagenvorschläge, welche als Stand der Technik 
zur Emissionsminderung gelten, kann festgestellt werden, dass während der beschriebenen 
Bauphase die Beeinträchtigungen durch die verkehrsbedingten und baubedingten Luftschad-
stoffe bezogen auf die Immissionsgrenzwerte nach dem Immissionsschutzgesetz-Luft mit ge-
ringfügigen nachteiligen Auswirkungen bei den meisten Luftschadstoffen, für PM10 phasen-
weise mit vertretbaren nachteiligen Auswirkungen einzustufen sind.  

Während der beschriebenen Betriebsphase sind die Beeinträchtigungen durch die verkehrsbe-
dingten Luftschadstoffe bezogen auf die Immissionsgrenzwerte nach dem Immissionsschutzge-
setz-Luft mit geringfügigen nachteiligen Auswirkungen einzustufen. 

 

Klima:  

Bauphase: Lokale Turbulenzbildung durch die Baufahrzeuge, welche sich entlang der Zufahrts-
straßen und an der Baustelle ausbilden, bewirken lediglich lokal und zeitlich begrenzte Tempe-
raturerhöhung und Feuchtigkeitserniedrigung am Bauareal. 

Durch die üblichen Maßnahmen zur Staubreduktion wie Besprühen der Bauzufahrtsstraßen und 
offener Flächen am Bauareal ergeben sich ebenfalls nur lokal eng begrenzte, zeitweilig geringe 
Temperaturabnahme und Feuchtigkeitszunahme. Die Intensität der genannten Änderungen 
hängt neben den jeweils herrschenden meteorologischen und jahreszeitlichen Bedingungen 
wesentlich von der Fahrzeugart und -frequenz, weiters der Fahrzeuggeschwindigkeit ab. In die-
sem Zusammenhang sind auch vorübergehende Änderungen der meteorologischen Bedingun-
gen durch die Art und Größe der veränderten Oberflächen sowie durch Baustelleneinrichtungen 
zu erwarten. 
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Die, bezüglich Intensität und räumlicher Ausdehnung, geringfügigen Änderungen der meteoro-
logischen Gegebenheiten in der Bauphase bleiben auf diesen Zeitraum beschränkt und sind bei 
einer Klimabetrachtung, die 30-Jahres Perioden behandelt, als nicht relevant und daher wir-
kungslos einzustufen. 

 

Betriebsphase: 

Mikroklima: Durch den Verlauf einer Trasse und die damit verbundenen neuen baulichen Ein-
richtungen (Straßenoberfläche, Brücken, Dämme, Rampen, etc.) sowie Begleitmaßnahmen, wie 
neue Unter- bzw. Überführungen, Begleitwege aber auch begleitende Vegetationsstreifen, kön-
nen sich Auswirkungen auf das Mikroklima ergeben. Somit kann es zu möglichem Auftreten von 
Kaltluftlagerungen, zur möglichen Beeinflussung des lokalen Windfeldes und zur möglichen Be-
einflussung der vorliegenden Strahlungsflüsse kommen. 

Zusammenfassend wurde festgehalten, dass davon ausgegangen werden muss, dass bereits 
jetzt im Bestand derartige Effekte in vergleichbarem Ausmaß auftreten (bestehende Begleit-
wege und Straßen, bestehende Ortsgebiete an sich) und dass im Rahmen des gegenständli-
chen Vorhabens mit hoher Wahrscheinlichkeit keine grundsätzlichen Änderungen zu den be-
reits bestehenden Verhältnissen zu erwarten sind. 

Makroklima: Zur Beurteilung der Auswirkungen wurde eine CO2-Bilanz über den Untersu-
chungsraum durchgeführt: 

 

Ein Vergleich der vorliegenden Emissionen mit den CO2-Emissionen des Landes Oberöster-
reich zeigt, dass die prognostizierten CO2-Zusatzemissionen bei ≤ 0,03 % der aktuellen Emissi-
onswerte des Landes Oberösterreich liegen. 

 

Klimawandelfolgen:  

Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Maßnahmen (Klimawandelanpassung) kann der 
Einfluss des Klimawandels auf das geplante Bauvorhaben auf ein überschaubares Maß gering 
gehalten werden. Mit Hilfe der Klimaanpassungsmaßnahmen ergeben sich vernachlässigbare 
nachteilige Auswirkungen auf das Bauprojekt.  

 

 

1.7.9 Auswirkungen auf die Kulturgüter 

Für die ausschließlich betroffenen archäologischen Fundhoffnungsgebiete (Fundstreuungen) 
hätten Alternativen bzw. Trassenvarianten keine erkennbaren Vorteile mit sich gebracht, ledig-
lich eine Nullvariante hätte naturgemäß die an sich anzustrebende Substanzerhaltung bewirkt. 

Vorhersehbare Auswirkungen des Vorhabens auf Kulturgüter (archäologische, Fundhoffnungs-
gebiete sowie Baudenkmale) bestehen ausschließlich während der Bauphase. 

Die bereits in der UVE fachlich plausibel beschriebenen Maßnahmen umfassen im Wesentli-
chen archäologische Voruntersuchungen von Fundhoffnungsgebieten und begleitende 



 14   

archäologische Überwachung des Oberbodenabtrages, deren Kontrolle durch das Denkmal-
schutzgesetz geregelt ist. 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Kulturgüter sind unter Zugrundelegung der 
im Vorhaben enthaltenen Maßnahmen und der im Gutachten als erforderlich angesehenen Maß-
nahmen für die Betriebsphase als nicht relevant, für die Bauphase als geringfügig und insgesamt 
als geringfügig einzustufen. 
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2. Zusammenfassung der Teilgutachten 

Nachstehend wird eine Zusammenfassung der jeweiligen Teilgutachten dargestellt. 

 

2.1 Abfallchemie 

In diesem Verfahren aus abfallwirtschaftlicher Sicht wesentlich ist einerseits der fachgerechte 
Umgang mit in der Bauphase anfallenden Abfällen und deren Verwertung und Entsorgung, sowie 
andererseits der sorgsame Umgang mit umweltkritischen Abfällen während der gesamten Bau-
phase. Diese Themen wurden im vorgelegten Abfallwirtschaftskonzept bzw. in diversen anderen 
abfalltechnisch relevanten Projektsbestandteilen zum Vorhaben ausführlich dargelegt und be-
handelt.  

 

2.2 Bodenschutz (inkl. Landwirtschaft) 

Kurze Vorhabensbeschreibung 

• A 1 West Autobahn, ASt. Traun: Dieses Projekt ist der ASFINAG zuzuordnen und liegt im 
Bereich des Knotens Haid, der Verbindung der A 1 West Autobahn (km 174,20 – 
km 176,00) mit der A 25 Welser Autobahn. Dabei wird die bestehende ASt. Traun aufgelas-
sen, die Rampen größtenteils rückgebaut und statt dessen eine teils planfreie, größtenteils 
plangleiche Anbindungslösung der A 1 und A 25 an die B 139 Kremstal Straße errichtet. 

• B 139 Kremstal Straße, Umfahrung Haid: Dieses Projekt ist dem Land OÖ zuzuordnen und 
bildet den Anschlusspunkt für die ASt. Traun in das untergeordnete Straßennetz. Dabei soll 
eine Umfahrung mit 2 Fahrstreifen je Richtung und Mitteltrennung errichtet werden (Beginn 
südlich der Querung der B 139 mit der Traun, Ende im Bereich des bestehenden Kreisver-
kehrs Ritzlhof). 

 

Beanspruchung landwirtschaftlicher Nutzflächen 

In Summe werden durch die beiden ggst. Bauvorhaben rund 38,3 ha landwirtschaftliche Nutz-
fläche in der Betriebsphase dauerhaft der landwirtschaftlichen Produktion entzogen. 

Die dauerhafte Inanspruchnahme ergibt sich teilweise durch versiegelte Flächen (Trasse, Ram-
pen, Wegumlegungen, Unterführungen, versiegelte Nebenwege bzw. Begleitwege,...), teilweise 
durch unversiegelte Flächen (Böschungen, Dämme, nicht versiegelte Nebenwege, Gewässer-
schutzanlagen,...), weiters durch ökologische Ausgleichsflächen und Ersatzaufforstungsflächen. 

 

Vorhabensbedingte Immissionen 

• Während der Bauphase ist durch die verkehrs- und baubedingten Luftschadstoffe bezogen 
auf die Immissionsgrenzwerte nach dem IG-Luft mit geringfügigen nachteiligen Auswirkun-
gen bei den meisten Luftschadstoffen, bei PM10 sowie bei der Staubdeposition phasenweise 
mit vertretbaren nachteiligen Auswirkungen zur rechnen ist. Als Maßnahmen dagegen sind 
gemäß dem vorgelegten Fachbeiträgen „Maßnahmenplanung“ für die ggst. Bauvorhaben 
u.a. Befeuchtungsmaßnahmen zur Staubreduktion vorgesehen. Diesbezüglich wird auch auf 
das Gutachten des Amtssachverständigen für den Fachbereich „Luftreinhaltetechnik“ ver-
wiesen. In der Betriebsphase ist Bezug nehmend auf das Fachgutachten des 
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Amtssachverständigen für den Fachbereich „Luftreinhaltetechnik“ durch die verkehrsbeding-
ten Luftschadstoffe bezogen auf die Immissionsgrenzwerte nach dem IG-Luft mit geringfü-
gig nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

• Für landwirtschaftliche Nutzpflanzen ist nicht von maßgeblichen Zusatzbelastungen durch 
die vorhabensbedingten Immissionen auszugehen. 

 

Zusammenfassend ergeben sich für das Schutzgut Boden durch die beiden verfahrens-
gegenständlichen Vorhaben sowohl in der Bauphase als auch in der Betriebsphase ver-
tretbare Wirkungen. 

 

2.3 Denkmalschutz 

In der UVE wurde der Untersuchungsraum im Sinne einer Erfassung von Kulturlandschaftsteilen 
zutreffend abgesteckt und der Ist-Zustand zutreffend erfasst. Für die ausschließlich betroffenen 
archäologischen Fundhoffnungsgebiete (Fundstreuungen) hätten Alternativen bzw. Trassenvari-
anten keine erkennbaren Vorteile mit sich gebracht, lediglich eine Nullvariante hätte naturgemäß 
die an sich anzustrebende Substanzerhaltung bewirkt. Vorhersehbare Auswirkungen des Vorha-
bens auf Kulturgüter (archäologische, Fundhoffnungsgebiete sowie Baudenkmale) bestehen aus-
schließlich während der Bauphase. Die bereits in der UVE fachlich plausibel beschriebenen Maß-
nahmen umfassen im Wesentlichen archäologische Voruntersuchungen von Fundhoffnungsge-
bieten und begleitende archäologische Überwachung des Oberbodenabtrages, deren Kontrolle 
durch das Denkmalschutzgesetz geregelt ist. 

 

Gesamtbewertung 

Die Belastungen des Schutzgutes Kulturgüter (Archäologie und Baudenkmale) betreffen archäo-
logische Fundhoffnungsgebiete während der Bauphase. Die im Einreichprojekt aufgrund einer 
fachlich soliden grundlegenden Erhebung des Bestands entwickelten und nach dem aktuellen 
Stand von Wissenschaft und Technik konzipierten vorgesehenen Maßnahmen und die im Gut-
achten vorgeschlagenen zusätzlichen Maßnahmen stellen eine so nennenswerte Kompensation 
des Substanzverlustes durch Dokumentations- und Bergungsmaßnahmen dar, dass bei deren 
konsequenter Umsetzung die Auswirkungen aus fachlicher Sicht jedenfalls geringfügig bleiben. 

Baudenkmale werden vom Projekt nicht direkt berührt. Für Baudenkmale in unmittelbarer Nähe 
zum Projekt sind Maßnahmen zur Beweissicherung vorgesehen. Spezielle Vorkehrungen für un-
ter Denkmalschutz stehende Baudenkmale sind daher nicht notwendig. 

Aus Sicht des Fachgebietes Kulturgüter sind die Auswirkungen des Vorhabens „B 139 Kremstal-
straße, Umfahrung Haid“ unter Berücksichtigung der im Vorhaben dargestellten und der im Gut-
achten zusätzlich geforderten Maßnahmen insgesamt als geringfügig einzustufen. 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Kulturgüter sind unter Zugrundele-
gung der im Vorhaben enthaltenen Maßnahmen und der im Gutachten als erforderlich an-
gesehenen Maßnahmen für die Betriebsphase als nicht relevant, für die Bauphase als ge-
ringfügig und insgesamt als geringfügig einzustufen. 

 

2.4 Forstwirtschaft (und Jagd) 

Betroffene Waldflächen  
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Im Waldentwicklungsplan für den Bezirk Linz-Land, Revision 2005, die im August 2006 vom BML-
FUW genehmigt wurde, wurden für die Wälder im Planungsraum die Funktionsziffer 133 einge-
tragen. Die betroffenen Flächen weisen die Wohlfahrtsfunktion als Leitfunktion auf. Dies ist durch 
den Klimaausgleich und einem Wasserschutzgebiet begründet.  

Laut Grundstücksdatenbank Regionalinformation weist die Gemeinde Ansfelden ein Bewal-
dungsprozent von 13,5 % auf und liegt damit knapp unter dem Bezirksdurchschnitt von Linz-
Land, der ebenfalls nur 13,98 % beträgt. 

 

Baumarten im Untersuchungsraum 

Bei den Waldflächen in den Traunauen handelt es sich um Laubwald/Laubholzforste, welche 
größtenteils als Auwald mit Weiden, Grauerlen, Eschen ausgeprägt sind. An einem Standort süd-
lich des Hochwasserdamms gibt es noch einen Laub-Nadel-Mischwald/-forst, der u.a. von Kiefern 
geprägt ist. Entlang der Traun finden sich Uferbegleitgehölze mit Korbweide, Silberweide, Sal-
weide, Silber- und Schwarzpappel. 

 

Beanspruchung Waldflächen 

Durch das gegenständliche Straßenprojekt wird im Bezirk Linz-Land - Wald im Sinne der forstge-
setzlichen Bestimmungen (§§ 1-2 ForstG 1975 idgF) beansprucht. Die notwendigen Rodungen 
ergeben sich aufgrund der Errichtung des 2. Teils der Umfahrung Haid, B 139. Durch das vorlie-
gende Projekt kommt es zu befristeten Rodungen an Wald lt. ForstG im Ausmaß von ca. 0,73 ha 
und zu unbefristeten Rodungen im Ausmaß von ca. 1,13 ha. 

 

Befristete Rodungen: 

Für den zu errichtenden 2. Teil der Umfahrung Haid (B 139) werden Waldflächen entlang der 
Straßenkreuzungen und der Verbreiterung im nördlichen Teil der Umfahrung gerodet. Von der 
Rodung sind ca. 0,73 ha Fläche temporär betroffen. 

 

Da sich die gegenständlichen Rodungsflächen auf eine Vielzahl von kleinen Parzellen aufteilt, 
wurden die Parzellen zur besseren Übersicht für die standörtliche Beschreibung und die forst-
fachliche Beurteilung in Blöcke zusammengefasst. 

Nr. KG + Gr.Nr. Fläche WEP Block 
1 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1284/2) 411 133 B 
2 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1185) 88 133 B 
3 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1186) 8 133 B 
4 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1284/1) 88 133 A 
5 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1366/1) 253 133 A 
6 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:815/34) 3 133 A 
7 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:510/1) 2.452 133 A 
8 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:510/22) 205 133 A 
9 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.: 510/22) 62 133 A 
10 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:815/6) 673 133 A 
11 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:494) 770 133 D 
12 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:502/1) 646 133 D 
13 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:502/6) 281 133 D 
14 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:506/4) 844 133 D 
15 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1183) 110 133 C 
16 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1183) 174 133 C 



 18   

17 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1184) 271 133 C 
  7.339   

 

Unbefristete Rodungen: 

Für den zu errichtenden 2. Teil der Umfahrung Haid (B 139) werden Waldflächen entlang der 
Straßenkreuzungen und der Verbreiterung im nördlichen Teil der Umfahrung gerodet. Von der 
Rodung sind ca. 1,13 ha Fläche permanent betroffen. 

Da sich die gegenständlichen Rodungsflächen auf eine Vielzahl von kleinen Parzellen aufteilt, 
wurden die Parzellen zur besseren Übersicht für die standörtliche Beschreibung und die forst-
fachliche Beurteilung in Blöcke zusammengefasst. 

Nr. KG + Gr.Nr. Fläche WEP Block 
1 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1267) 51 133 A 
2 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1284/2) 1.250 133 B 
3 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1366/1) 162 133 A 
4 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:502/6) 341 133 D 
5 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:506/4) 541 133 D 
6 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:510/1) 4.848 133 A 
7 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:510/1) 177 133 A 
8 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1183) 985 133 C 
9 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.: 1184) 866 133 C 
10 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1185) 396 133 B 
11 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:1284/1) 91 133 A 
12 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:494) 1.042 133 D 
13 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:502/1) 194 133 D 
14 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:510/22) 156 133 D 
15 KG Rapperswinkel (Gst.Nr.:815/6) 187 133 A 
  11.287   

 

Block A: 

Dabei handelt es sich um einen Laubmischwald (Pappel, Eschen und Eichen) der 3-5 AKL, nord-
westlich des 3-armige Kreisverkehr auf Gst.Nr. 1267. Der Wald befindet sich auf der Wind-abge-
wandten Seiten, daher ist nicht von einer unmittelbaren Windgefährdung auszugehen. Beim ver-
bleibenden Bestand nördlich der Rodungsfläche können Schäden (z.B. Sonnenbrand) in Folge 
der Rodung nicht ausgeschlossen werden. Im Bereich der Rodungsflächen befinden sich keine 
Wasserschutz- und Wasserschongebiete. Durch die unmittelbare Nähe zu den stark frequentier-
ten Bundesstraße finden sich keine unmittelbaren Hinweise (z.B.: Gehwege oder Trampelpfade), 
dass die Waldflächen zu Erholungszwecken genutzt werden. 

 

Block B: 

Diese Rodungsflächen befinden sich südlich der B139. Auf diesen Flächen Stocken Laubhölzer 
wie Eschen, Ahorn, Eichen, Pappel und Weiden der 1. AKL. Aufgrund des Bestandesalters erge-
ben sich aus forstfachlicher Sicht keine Gefährdungen hinsichtlich Deckungsschutz. Im Bereich 
der Rodungsflächen befinden sich keine Wasserschutz- und Wasserschongebiete. Durch die un-
mittelbare Nähe zu den stark frequentierten Bundesstraße finden sich keine unmittelbaren Hin-
weise (z.B.: Gehwege oder Trampelpfade), dass die Waldflächen zu Erholungszwecken genutzt 
werden. 

 

Block C: 
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Der Waldbestand befindet sich südwestlich der beiden Kreisverkehre und setzt sich aus Laubge-
hölzen wie Ahorn, Esche, Eiche, Kirsche, Weide, Pappel und einzelnen Koniferen der 3-4 AKL 
zusammen. Hinsichtlich Deckungsschutz sind aufgrund der Waldinselsituation keine Waldnach-
barn von der Rodung betroffen. Im Bereich der Rodungsflächen befinden sich keine Wasser-
schutz- und Wasserschongebiete. Durch die unmittelbare Nähe zu den stark frequentierten Bun-
desstraße finden sich keine unmittelbaren Hinweise (z.B.: Gehwege oder Trampelpfade), dass 
die Waldflächen zu Erholungszwecken genutzt werden. 

 

Block D: 

Dieser Block betrifft die forstlichen Gehölze nordöstlich des vierarmigen Kreisverkehrs auf 
Grst.Nr. 1167. Dabei handelt es sich um einen Laubmischwald (Pappel, Eschen und Eichen) der 
3-5 AKL. Von der Rodung ist primär der Waldtrauf betroffen. Die Rodungsfläche befindet sich auf 
der „Waldzugewandten Seite“ – Schäden durch Wind und Sonnenbrand im westlich angrenzen-
den Waldbestand ist aus forstfachlicher Sicht zwar nicht sehr wahrscheinlich, kann jedoch nicht 
ausgeschlossen werden. Im Bereich der Rodungsflächen befinden sich keine Wasserschutz- und 
Wasserschongebiete. Durch die unmittelbare Nähe zu den stark frequentierten Bundesstraße 
finden sich keine unmittelbaren Hinweise (z.B.: Gehwege oder Trampelpfade), dass die Waldflä-
chen zu Erholungszwecken genutzt werden. 

 

Allgemeines: 
 

Im Bereich der Rodungsflächen befinden sich keine Wasserschutz- und Wasserschonge-
biete.Durch die unmittelbare Nähe zu den stark frequentierten Bundesstraße finden sich keine 
unmittelbaren Hinweise (z.B.: Gehwege oder Trampelpfade), dass die Waldflächen zu Erholungs-
zwecken genutzt werden. Im Bereich der Rodungsflächen befinden sich keine Wasserschutz- 
und Wasserschongebiete. 

 

Aus forstfachlicher Sicht kann der beantragten befristeten und unbefristeten Rodung zugestimmt 
werden, da der Rodungszweck mit dem Ausbau des Knotens Haid bzw. mit den damit verbunde-
nen Infrastrukturmaßnahmen begründet ist. Zudem ist aufgrund der Kleinflächigkeit der Rodun-
gen nicht zu erwarten, dass die überwirtschaftlichen Funktionen des Waldes in diesem Raum 
geschmälert werden. Werden die Ersatzaufforstungsflächen wie geplant umgesetzt, kommt es zu 
einer maßgeblichen Waldzunahme im Bereich des Verkehrsknotens „Haid“.  

Durch die geplante Rodung kann aus forstfachlicher Sicht nicht ausgeschlossen werden, dass es 
in den Nachbarbeständen der Rodungsbereiche A und D zu kleinflächigen Folgeschäden wie 
Windwurf und/oder Sonnenbrand kommen kann – es besteht jedoch nicht die Gefahr einer groß-
flächigen Schädigung des angrenzenden Waldbestandes. 

Aufgrund der Unterbewaldung erscheint eine Ersatzaufforstung aus forstfachlicher Sicht dennoch 
unbedingt notwendig. 

 
Unter Berücksichtigung der vorzusehenden Ausgleichsmaßnahmen werden aus forstfach-
licher Sicht die Auswirkungen des Vorhabens, sowohl für die Bau- als auch die Betriebs-
phase, als geringfügig beurteilt.  
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Fachbereich Jagdwirtschaft: 

Die vorgelegten Ausarbeitungen und Schlussfolgerungen zur UVE sind aus jagdfachlicher Sicht 
soweit ausreichend, richtig, plausibel und nachvollziehbar, dass gemeinsam mit den zur Verfü-
gung stehenden Unterlagen und Informationen eine jagdfachliche Beurteilung des gegenständli-
chen Projektes möglich ist. Bei einer fachlichen Prüfung der in den Unterlagen angeführten Dar-
stellungen und Schlussfolgerungen wurden keine gravierenden Abweichungen festgestellt.  

 

Im gegenständlichen Projektsbereich quert kein ausgewiesener Wildtierkorridor (Ausweisung ei-
nes vom Land OÖ ausgeschiedenen überregional wirksamen Biotopverbunds zur Sicherstellung 
der Vernetzung von Lebensräumen von waldgebundenen Wildtieren mit großflächigen Habitatan-
sprüchen), 

Die neu errichtet, bzw. verlängerte B139 wird mit Lärmschutzwänden und Wildzäunen ausgestat-
tet. Dadurch wird der Bereich rund um den Wasserwald defacto vom Wildlebensraum der Traun-
auen abgeschnitten. Da im Bereich zwischen neu geschaffener B139 und dem Wasserwald ak-
tuell eine weitere Verdichtung der Betriebsbau- und Wohngebieten geplant ist, erscheint ein groß-
zügig angelegter Wildkorridor, nach der „Richtlinien und Vorschriften für das Straßenwesen“ kurz 
„RVS“, aus jagdfachlicher Sicht nicht erforderlich. Um dennoch eine gewisse Durchlässigkeit zu 
gewährleisten, wird aus jagdfachlicher Sicht gefordert, die bestehenden und geplanten Durch-
lässe und Brücken wie z.B. zwischen Grst.Nr. 1293 und 1284/1 für das Wild passierbar zu ge-
stalten und mit Wildleitbepflanzungen zu ergänzen. 

Es ist daher die Vorschreibung von Bedingungen und Auflagen notwendig (Siehe nachfolgendes 
Kapitel). 

 

Insgesamt werden aus jagdfachlicher Sicht die Auswirkungen des Vorhabens sowohl für die Bau-
phase als auch die Betriebsphase unter Berücksichtigung der vorgesehenen Ausgleichsmaßnah-
men und der angeführten zusätzlichen Maßnahmen als geringfügig beurteilt.  

 

Zusammenfassend werden die Auswirkungen des vorliegenden Projekts damit für die zu 
beurteilenden Fachbereiche Forstwirtschaft und Jagd als wesentlich beurteilt, wobei das 
gegenständliche Projekt unter Berücksichtigung der in den Einreichunterlagen vorgese-
henen und den zusätzlich geforderten Maßnahmen, insgesamt als geringfügig beurteilt 
wird. 

 

2.5 Geologie, Hydrogeologie und Wasserwirtschaft 

Das Land Oberösterreich und die Stadtgemeinde Ansfelden haben das Vorhaben "Umfahrung 
Haid, 2.Teil", im Zuge der B 139 Kremstal Straße, im Gemeindegebiet der Stadtgemeinde Ans-
felden und der Marktgemeinde Pucking vorgelegt. 

Das Vorhaben umfasst die Maßnahmen zur Errichtung der Umfahrung Haid, beginnt südlich der 
Querung der B 139 mit der Traun und endet beim bestehenden Kreisverkehr Ritzlhof. 

Wesentliche Elemente der Umfahrung Haid: 

·  Der bestehende 3-armige Kreisverkehr südlich der Sipbachbrücke wird durch planglei-
chen T-Knoten mit Verkehrslichtsignalanlage (VLSA) ersetzt. 
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·  Der bestehende vierarmige Kreisverkehr L 563/L 563a/B 139 wird durch Kreuzung mit 
VLSA ersetzt. 

·  Planfreier Knoten Traunuferstraße mit Überführung Taunuferstraße 

·  Unterführung Haidfeldstraße 

·  VLSA-Knoten Ast. Traun Nord 

·  VLSA-Knoten Ast. Traun Süd 

·  VLSA-Knoten EKZ Haid Center 

·  Der bestehende Kreisverkehr Ritzlhof wird durch VLSA-Knoten ersetzt 

 

Geologie und Hydrogeologie: 

Die Vorhaben liegen in den Gemeinden Pucking und Ansfelden in der rechtsufrigen Schotterter-
rasse des Trauntales. Das Grundwasser bewegt sich in den gut durchlässigen sandigen Kiesen 
des Trauntales in nordöstliche Richtung. Den Grundwasserstauer bilden die feinkörnigen, 
schluffig-tonigen Ablagerungen des Schliers, der ein durch Rinnen und Rücken geprägtes Re-
lief im Untergrund bildet. Unterirdische Grundwasserzuflüsse sind aus dem südlichen gelegene 
Sipbachtal zu erwarten. Zur Traun hin ist der Grundwasserkörper infolge der Kraftwerksbauten 
weitgehend mit Schmalwänden abgedichtet. 

Wasserversorgung, Fremde Rechte: Die Versorgung mit Trink- und Nutzwasser im Einfluss-
bereich des Projektes erfolgt durch eine öffentliche Wasserversorgung. 

Im engeren Untersuchungsraum der 60-Tagegrenze von 900 bis 1.000 m, abgeleitet von der 
max. Abstandsgeschwindigkeit des Grundwassers von 12 bis 15 m/d liegen 18 Brunnen für 
thermische Nutzung, 3 Nutzwasserbrunnen, 1 Trinkwasserbrunnen (Anschlussmöglichkeit an 
öffentliche Wasserversorgung gegeben). Im weiteren Grundwasserabstrom außerhalb der 60-
Tagegrenze liegt der Trinkwasserbrunnen Freibad Ansfelden, welcher für die periodische Be-
ckenfüllung herangezogen wird. Regional und überregional bedeutsame Wassernutzungen sind 
nicht berührt. 

Numerische Modellierung der Chloridausbreitung: Es wird die Zunahme des Chlorideintrags 
zum IST-Zustand infolge der zusätzlichen Verkehrsflächen bei einem mittleren Grundwasser-
stand betrachtet. Der Modellbereich erstreckt sich über eine Fläche von 8,8 km² und umfasst 
die Talebene von der Traun bis zur süd-östlich gelegenen Geländestufe mit 4,4 km Länge und 
1,4 bis zu 3 km Breite. 

Über die im Winterdienst eingesetzten Streumittelmengen liegen Daten der Autobahnmeisterei 
Ansfelden und der Straßenmeisterei Ansfelden vor. Es wurden daraus folgende Bemessungs-
werte abgeleitet: 

·  Bemessungswert A1 Anschlussstelle Traun: 1,31 kg Cl/m² 

·  Bemessungswert B 139 Umfahrung Haid: 1,49 kg Cl/m² 

Als Streuzeitraum wurde 151 Tage angesetzt. 

Auf Grundlage der ersten Berechnungsergebnisse wurde das Entwässerungskonzept dahinge-
hend optimiert, dass in Bereichen mit geringen Grundwassermächtigkeiten möglichst wenig 
Chlorid versickert und der Schwellenwert der QZV Chemie Grundwasser nach Durchmischung 
mit dem Grundwasser eingehalten wird. 

Entwässerung B 139, Umfahrung Haid: 
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Die anfallenden Oberflächenwässer werden soweit möglich über die Dammflächen großflächig 
versickert.  

Zur Vorreinigung und Versickerung der Straßenwässer werden folgende Anlagen errichtet: 

·  Bodenfilterbecken im Bereich Traunuferstraße mit Einzugsfläche von 24.150 m² und einer 
wirksamen Sickerfläche von 1.463 m², welches auch beim 30-jährlichen Niederschlagser-
eignis noch nicht überläuft. 

·  29 Bodenfiltermulden mit Einzugsfläche von 87.954 m² und einer wirksamen Sickerfläche 
von 8.500 m², welche etwa bei 5 bis 10 jährlichen Niederschlagsereignis über überlaufen. 

·  10 Sickerschächte mit technischem Filter im Bereich der Unterführungen 

Zur Vorreinigung und Versickerung der Hangwässer von Außeneinzugsgebieten wird ein Versi-
ckerungsbecken mit 3.300 m³ Nutzinhalt im Bereich der Rampe Süd errichtet, welches auf ein 
100-jährliches Niederschlagsereignis bemessen wurde. 

Vorgeschlagene Grundwasserbeweissicherung: Neben der Beprobung des Bodenfilters und 
des Sickerwassers ausgewählter Bodenfilterbecken werden Grundwasserbeweissicherungen im 
Rahmen eines Monitoring-Programms möglichst bereits 1 Jahr vor Baubeginn, während der 
Bauzeit und in den nachfolgenden 5 Jahren während der Betriebsphase vorgeschlagen. 

Danach soll entschieden werden, ob und in welcher Form eine Weiterführung des Programms 
notwendig ist. 

Weiters ist für die Kontrolle der Einhaltung der Auflagen zum Grundwasserschutz eine wasser-
rechtliche Bauaufsicht vorgesehen. 

Auswirkungen auf Schutzgut Grundwasser: Die Auswirkungen durch versickernde straßen-
spezifische Schadstoffe auf das Schutzgut Grundwasser werden mit Ausnahme des Chlorids 
durch eine dem Stand der Technik entsprechende Vorreinigung über den belebten Oberboden 
(Bodenkörperfilter, großflächige Verrieselung über humusierte Böschungen) bzw. über techni-
sche Filter begrenzt. Nur Chlorid, welches im Zuge des Winterdienstes anfällt, kann nicht aus 
dem Wasser entfernt werden und gelangt in das Grundwasser. Nach Durchmischung der Si-
ckerwässer mit dem Grundwasser ist aus den berechneten Chlorid-Jahresmittelwerten an den 
ausgewählten Beobachtungspunkten eine Einhaltung des Schwellenwertes der QZV Chemie 
Grundwasser abzuleiten. Fremde Rechte an der Nutzung des Grundwassers werden nicht be-
einträchtigt. Das Wasserwerk Haid der Linz AG mit den Brunnen A, B und C wurde außer Be-
trieb genommen. 

Die Auswirkungen der flüssigen Emissionen auf das Schutzgut Grundwasser werden 
entsprechend der Fragestellung wie folgt beurteilt:  

• Im Grundwasserkörper Welser Heide: c geringfügige Auswirkung 

• Im Grundwasserkörper Traun-Enns-Platte: b nicht relevante Auswirkung 

• Im Projektsbereich: d vertretbare Auswirkung  

 

2.6 Gewässerökologie 

Durch das beantragte Vorhaben, B139 Kremstalstraße, Baulos „Umfahrung Haid, 2. Teil“, wer-
den der Sipbach und eines seiner Nebengewässer, der Krieger Mühlbach, betroffen. Der Sip-
bach ist im betroffenen Detailoberflächenwasserkörper 411210055 im Nationalen Gewässerbe-
wirtschaftungsplan 2021 (NGP 2021) mit einem „mäßigen“ ökologischen Zustand ausgewiesen 
bzw. im unmittelbaren Projektsbereich mit einem mäßigen morphologischen Zustand bewertet. 
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Somit besteht aktuell eine Verfehlung des im Wasserrechtsgesetz vorgegebenen Umweltzieles 
„guter ökologischer Zustand“ (2). Der Krieger Mühlbach ist ein Nebengewässer des Sipbaches 
und wird im NGP 2021 nicht als eigener Detailoberflächenwasserkörper geführt bzw. ökologisch 
bewertet.  

Da im Zuge des geplanten Vorhabens eine direkte Zuleitung von Straßen- und Oberflächen-
wasser in Oberflächengewässer im Bau-, Betriebs- und Störfall nicht vorgesehen ist, werden die 
Gewässer ausschließlich durch die Errichtung von zwei Brücken (Verbreiterung der Brücke über 
den Krieger Mühlbach, Ersatzneubau der Brücke über den Sipbach) und durch Verlegung des 
Sipbaches auf ca. 170 m Länge berührt. Das Einreichprojekt beinhaltet einen Fachbericht Ge-
wässerökologie, in welchem u.a. zum Schutz der Gewässer Vermeidungs-, Verminderungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen beschrieben werden bzw. im Einreichprojekt aufgenommen worden 
sind. Diese Maßnahmen zielen beim Sipbach einerseits auf eine gewässerschonende Bau-
weise (im Trockenen) sowie auf eine möglichst strukturreiche Gestaltung des neuen Bachbettes 
(Einbau von Buhnen, Wurzelstöcken, Störsteinen,...) und Uferbepflanzung ab. Bei der Verbrei-
terung der Brücke über den Krieger Mühlbach erfolgen laut Einreichprojekt überhaupt keine 
baulichen Eingriffe in das Bachbett. Im Bereich der beiden Brücken werden relevante gewäs-
serökologische Gestaltungsgrundsätze beachtet (Fundamentierung außerhalb des maßgebli-
chen Abflussprofils und offene Gewässersohle beim Krieger Mühlbach, ausreichende Substrat-
auflage bei der Sipbach-Rahmenbrücke).  
Während der Bauzeit ist gemäß Einreichprojekt keine systematische Zuleitung von verschmutz-
ten oder unverschmutzten Bau- und Straßenwässer in die Oberflächengewässer vorgesehen. 
Baubedingte Gewässertrübungen und Beeinträchtigung der Fischzönose werden durch ent-
sprechende Bauweise (Trockenbauweise, Fischbestandsbergung vor Umleitung) auf ein unver-
meidbares Ausmaß beschränkt. 

Aus Sicht des Fachbereiches Gewässerökologie ist das gegenständlich beantragte Vorhaben – 
bezogen auf die Bau- und Betriebsphase – unter Berücksichtigung der vorgesehenen Begleit-
maßnahmen und der vorgeschlagenen Auflagen – weder mit einer wesentlichen Beeinträchti-
gung des ökologischen Zustandes der Gewässer gemäß §105 lit.m) WRG 1959 verbunden 
noch bewirkt dieses eine Verschlechterung des ökologischen Zustandes auf Ebene einer Quali-
tätskomponente gemäß §§ 30a ff) WRG 1959 und steht auch der Erreichung des vorgegebenen 
Umweltzieles „guter ökologischer Zustand“ des Sipbaches und des Krieger Mühlbaches im De-
tailoberflächenwasserkörper 411210055 nicht entgegen. 

Die verbleibenden Auswirkungen des beantragten Vorhabens auf das Schutzgut Oberflä-
chengewässer/Gewässerökologie sind – sowohl für die Bau- als auch die Betriebsphase 
– bei Berücksichtigung der vorgesehenen Begleitmaßnahmen und der Auflagenvor-
schläge als geringfügig zu bewerten. 

 

2.7 Humanmedizin 

Zum gegenständlichen Vorhaben wurden für die Bauphase und Betriebsphase immissionstech-
nische Projektunterlagen erstellt, die projektspezifische Auswirkungen aus 

− Schallimmissionen 

− Erschütterungen 

− Luftschadstoffen 

− Lichtimmissionen 

untersucht haben 
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Die immissionstechnischen Projektunterlagen wurden von Sachverständigen, die von der Be-
hörde beigezogen wurden, geprüft und Fachgutachten erstellt. Darauf aufbauend erfolgte die hu-
man-/ umweltmedizinische Beurteilung. Diese hat ergeben, dass sich aus den untersuchten 
Immissionen des Projektvorhabens keine nachteiligen gesundheitlichen Auswirkungen im 
Sinne erheblicher Belästigungen, Gesundheitsgefährdungen oder Gefährdungen des Le-
bens oder anderer Aspekte zum „Schutzgut Mensch“ ergeben. 

Immissionsmindernde Maßnahmen wurden nach einschlägigen Vorgaben projektiert, deren 
Überprüfung durch technische Auflagen überprüft werden kann. 

Darüber hinaus gehende Auflagen ergeben sich aus Sicht der Human-/Umweltmedizin nicht. 

 

2.8 Klimawandelfolgen 

In Österreich ist die mittlere Temperatur seit 1880 um ca. 2 °C angestiegen. Weltweit nahm sie 
im gleichen Zeitraum nur um die Hälfte zu (fast 1 °C). Ein weiterer unverhältnismäßiger Anstieg 
der Temperatur ist vorherzusehen. Im Rahmen des Projekts „ÖKS15“ wurden Klimaszenarien 
für die Bundesländer erstellt, welche Aussagen über die regionale Entwicklung des Klimas in 
der Zukunft erlauben.  

Die Jahresmitteltemperatur im Untersuchungsgebiet lag im Zeitraum von 1971 bis 2000 bei 8,8 
°C. Bis 2050 wird die durchschnittliche Jahrestemperatur um weitere +1,3 °C bis +1,4 °C anstei-
gen. Bis Ende des Jahrhunderts kann die mittlere Temperatur im Untersuchungsgebiet sogar 
um +3,9 °C zunehmen, wenn Treibhausgase auch künftig ungebremst freigesetzt werden. Nur 
durch einen massiven Rückgang der Treibhausgasemissionen kann die Temperaturzunahme 
bis zum Jahr 2100 auf +2,3 °C begrenzt werden.  

Zukünftige Niederschlagtrends sind weniger eindeutig, da Niederschläge zeitlich und räumlich 
sehr variabel sind. Dennoch wird der Jahresniederschlag im Untersuchungsgebiet in den kom-
menden Jahrzehnten mit großer Wahrscheinlichkeit leicht zu nehmen, insbesondere im Winter. 

 

Die vom Projektwerber vorgelegten Darstellungen und Schlussfolgerungen sind aus fachlicher 
Sicht vollständig, plausibel und nachvollziehbar. Die angewendeten Methoden für die Darstel-
lung des vorherrschenden Klimas und der prognostizierten Klimaszenarien am Projektstandort 
entspricht der Praxis. Die verwendeten Daten aus dem ÖKS15 Projekt entsprechen dem Stand 
der Technik. 

Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Maßnahmen (Klimawandelanpassung) kann der 
Einfluss des Klimawandels auf das geplante Bauvorhaben auf ein überschaubares Maß gering 
gehalten werden. Mit Hilfe der Klimaanpassungsmaßnahmen ergeben sich vernachlässig-
bare nachteilige Auswirkungen auf das Bauprojekt.  

Bei der Planung bedarf es die Einhaltung der gültigen Regelwerke (Normen usw.), wobei der 
Temperaturanstieg und die zunehmend intensiveren Niederschläge (trotz unsicherer Prognose) 
bei der Dimensionierung von Bauwerken (Drainagen, Gewässerschutzanlagen, Brückenbau-
werke, etc.) mitberücksichtig werden müssen. Hinsichtlich des laufenden Betriebs bedarf es re-
gelmäßige Überprüfungen und Sicherheitskontrollen der Bauwerke, vor allem bei extremen Hit-
zeperioden, Starkniederschlags- und Sturmereignissen. 
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2.9 Lichttechnik 

Im gegenständlichen Fall wurde die Untersuchung auf den Nahbereich der geplanten Kreuzun-
gen entlang der neu errichteten Umfahrungsstrecke entlang der B139 beschränkt, da entlang der 
Trasse zwischen den Kreuzungen ist keine Straßen- und Flächenbeleuchtung vorgesehen.  

Es wurden folgende Planfälle erwähnt und teilweise intensiv untersucht: 

- Ist-Zustand 

- Nullvariante 

- Errichtungsphase 

- Betriebsphase 

- Betriebsstörungen 

- Stilllegung, Rückbau, Rekultivierung 

Der tatsächliche Untersuchungsrahmen beschränkt sich auf die lichttechnischen Auswirkungen 
der Beleuchtungsanlagen der sogenannten Konfliktzonen, da die Beleuchtungsanlagen der KFZ 
(durch das zu erwartende höhere Verkehrsaufkommen entstehen verstärkte unnatürliche Licht-
effekte, wie Erhellung natürlicher Dunkelheit und Blendwirkung) werden im Nahbereich durch die 
geplanten Lärmschutzwände im Anrainerbereich kompensiert. 

Für die Bauphase wurden diverse Maßnahmen vorgeschrieben, die unzulässige Blendungen und 
Aufhellungen hintanhalten sollen. Es wurde aufgezeigt, dass dies jedenfalls möglich ist und wird 
auch von einer sachkundigen Person zu kontrollieren sein.  

Die Auswirkungen der projektierten Lichtemissionen auf Menschen und die biologische Vielfalt 
einschließlich der Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume in der Bauphase sind als geringfügig 
bezeichnet. 

Für die Betriebsphase wurden die lichttechnischen Parameter für die 7 betrachteten Kreuzungen 
gemäß Stand der Technik festgelegt. 

Deren immissionsseitige Auswirkungen wurden nachgewiesen und es sind die maßgebenden 
Normen inkl. deren Grenzwerten eingehalten. 

Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Maßnahmen, welche sich z.T. auch in den Aufla-
genvorschlägen wiederfinden, ist auszusagen, dass die zu erwartenden Auswirkungen der pro-
jektierten Lichtemissionen auf Menschen und die biologische Vielfalt einschließlich der Tiere, 
Pflanzen und deren Lebensräume in der Betriebsphase als „positiv“, wie z.B. die Anpassung an 
den Stand der Technik bei bestehenden Beleuchtungsanlagen oder das Errichten von Lärm-
schutzwänden, die auch einen Sichtschutz darstellen, bis „nicht relevant“ zu bezeichnen sind. 

 

2.10 Luftreinhaltung und Klima 

Das ggst. Vorhaben B139 Kremstal Straße Umfahrung Haid ist Teil des Projektes „B139 
Kremstal Straße Umfahrung Haid und A1 West Autobahn Anschlussstelle Traun“. 

Das Vorhaben beginnt südlich der Querung der B 139 Kremstal Straße Bestand mit der Traun. 
Die bestehende Brücke über den Sipbach wird durch ein neues Objekt Sipbachbrücke ersetzt. 
Der bestehende 3-armige Kreisverkehr südlich der Sipbachbrücke wird rückgebaut und durch 
einen plangleichen T-Knoten ersetzt. Vom neuen T-Knoten der B 139 Kremstal Straße Umfah-
rung Haid gelangt man über die umgelegte L 563 Traunuferstraße Richtung 
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3. Auflagenvorschläge 

Nachstehend wird eine Zusammenfassung der jeweiligen Auflagenvorschläge dargestellt. 

3.1 Abfallchemie 

1.1 Sämtliche im betroffenen Baufeld errichteten Abfallzwischenlagerflächen sind im Vorfeld 
planlich hinsichtlich Örtlichkeit und räumlicher Ausdehnung darzustellen. Bei ausgewiese-
nen Zwischenlagerflächen für umweltkritische Abfälle sind darüber hinaus abfalltechnische 
Maßnahmen zum Schutz von Boden und Grundwasser gezielt festzulegen. Im Bedarfsfall 
ist dazu im Vorfeld das Einvernehmen mit der Behörde bzw. mit dem zuständigen abfall-
technischen Amtssachverständigen herzustellen. 

1.2 Abfallzwischenlagerflächen einschließlich sämtlicher zugehöriger Einrichtungen sind durch 
geeignete Maßnahmen gegen den Zutritt betriebsfremder bzw. nicht eingewiesener Perso-
nen außerhalb von Betriebszeiten wirksam zu sichern.  

1.3 Die während der gesamten Bauphase gegenüber der Behörde namhaft zumachende ver-
antwortliche Person (Gesamt-Abfallbeauftragter gemäß Abfallwirtschaftskonzept) hat wäh-
rend der Betriebszeiten in ausreichendem Ausmaß, insbesondere bei umweltkritischen Fra-
gestellungen, anwesend zu sein. Falls erforderlich, wäre ein Stellvertreter der Behörde 
namhaft zu machen, welcher in Abwesenheit des Abfallbeauftragten als Verantwortlicher 
für die nachstehenden Belange fungiert. 

1.4 Der verantwortlichen Person (Abfallbeauftragter oder Stellvertreter) ist die Organisation von 
Abfallzwischenlagereinrichtungen und der dazugehörigen Einrichtungen einschließlich der 
Lagerflächen für sortierte und unsortierte Abfälle inklusive der ausreichenden Kennzeich-
nung der gelagerten Abfälle bzw. Lagereinrichtungen und allenfalls der davon eventuell 
ausgehenden Gefahren, der Verpflichtung zum Einsatz oder zur Verwendung geeigneter 
Verpackungs- und Transportmittel, der Wahrnehmung sämtlicher erforderlicher Maßnah-
men im Interesse des Personen-, Nachbarschafts- und Gewässerschutzes und von Maß-
nahmen zum Schutz der Interessen des § 1 Abs. 3 Abfallwirtschaftsgesetzes eigenverant-
wortlich zu übertragen. 

1.5 Die Zwischenlagerung von Abfällen hat so zu erfolgen, dass Geruchsbelästigungen, der 
Austritt von Flüssigkeiten oder Staubverfrachtung vermieden werden. Dies gilt ebenfalls für 
die Manipulation mit der Maßgabe, dass durch geeignete technische Maßnahmen Emissi-
onen auf das unvermeidliche Ausmaß vermindert werden. 

1.6 Die Dauer der Zwischenlagerung von Abfällen darf unbeschadet etwaiger anderer weiter-
gehender Vorschriften die Dauer von 1 Jahr nicht überschreiten. 

1.7 Zur Neutralisation und Bindung eventuell ausfließender umweltgefährdender Stoffe sind 
während der gesamten Bauphase im betroffenen Baufeld geeignete Neutralisations- oder 
Bindemittel in ausreichender Menge vorrätig zu halten. Diese sind nach Gebrauch einer 
ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 

1.8 Es ist ein Betriebstagebuch zu führen, in welchem arbeitstäglich zumindest folgende Ein-
tragungen vorzunehmen sind: Anfallende Abfälle (Masse, Schlüsselnummer, genauer Her-
kunftsbereich), abgegebene Abfälle (Masse, Schlüsselnummer, Verbleib), besondere Vor-
kommnisse. 

1.9 Alle in der Bauphase anfallenden Abfälle sind nach Art, Menge, Herkunft und Verbleib zu 
dokumentieren. Für die fachgerechte Entsorgung der Abfälle während der gesamten Bau-
phase sind der Behörde nach Abschluss der Bauarbeiten im Bedarfsfall die entsprechen-
den Entsorgungsbestätigungen vorzulegen. Der Bauausführer hat im Rahmen seiner 
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Sorgfaltspflicht zu überprüfen, dass der jeweils gewählte Entsorger die betreffenden Abfall-
schlüsselnummern im Genehmigungsumfang gemäß § 24a, AWG 2002, hat. 

1.10 Bei Wiedereinbau von Bodenaushub, darf ohne analytische Untersuchung nur nicht verun-
reinigtes Bodenaushubmaterial aus demselben Baulos/Baufeld verwendet werden. An-
sonsten sind die Vorgaben der Deponieverordnung 2008 (bei Entsorgung) bzw. die Vorga-
ben des Bundesabfallwirtschaftsplanes 2017 (bei Verwertung) einzuhalten. Über die Ver-
wendung von angefallenem Bodenaushub sind so genaue Aufzeichnungen zu führen, dass 
nach Abschluss der Bautätigkeit eine genaue Massenbilanz erstellt werden kann. 

1.11 Bei bautechnischer Wiederverwertung/Wiederverwendung von vor Ort mittels mobiler Auf-
bereitungsanlage gewonnener mineralischen Recyclingbaustoffen sind die Bestimmungen 
der Recycling-Baustoffverordnung zu beachten.  

1.12 Bei der Entsorgung von Bodenaushubmaterial oder mineralischen Abbruchbaurestmassen 
sind die nächstgelegenen Deponien bzw. Abfall-Zwischenlager zu bevorzugen. 

1.13 Kontaminierter Bauschutt ist in flüssigkeitsdichten und medienbeständigen Containern mit 
Deckel zwischenzulagern. Die Lagerung von ölhältigen festen Abfällen, festen fett- und öl-
verschmutzte Betriebsmitteln darf nur in flüssigkeitsdichten und medienbeständigen Con-
tainern mit Deckel, witterungsgeschützt erfolgen. Die Lagerung von flüssigen gefährlichen 
Abfällen hat in flüssigkeitsdichten und medienbeständigen Behältnissen mit Deckel über 
ausreichend dimensionierten Auffangwannen zu erfolgen. 

1.14 Sämtliche Abfallabtransporte sind durch das Volumen mengenmäßig zu bestimmen und 
anschließend massenmäßig zu erfassen und bereits im Zuge des Abtransportes einzustu-
fen (Zuordnung zu einer Abfallart/Schlüsselnummer und dem jeweiligen Verbleib).  

1.15 Hinsichtlich Unterscheidung Teerasphalt bzw. Bitumenasphalt ist ein nachvollziehbares 
Prozedere auszuarbeiten. Aus diesem muss schlüssig hervorgehen, unter welchen Krite-
rien eine Abfalleinstufung von rückgebauten Teerasphalten erfolgte. Es muss in jedem Fall 
sichergestellt sein, dass im Baufeld keine Teerasphaltbodenschichten zurückbleiben. 

1.16 Störfälle, welche mit einer erheblichen Kontamination des Bodens einhergehen (Auslauf-
menge > 5 l), sind der Behörde zu melden. 

1.17 Zu den im Abfallwirtschaftskonzept angesprochenen möglichen Verdachtsflächen oder Alt-
standorten in den betroffenen Baufeldern bzw. Baulosen wird aus abfalltechnischer Sicht 
zur Einhaltung des Standes der Technik gesondert Folgendes gefordert: Bei Antreffen einer 
Verdachtsfläche während der operativen Bauphase ist zunächst nach Sinneswahrnehmun-
gen (Geruch und Aussehen) eine Erstbeurteilung durch eine dazu autorisierte Per-
son/Firma/Anstalt vorzunehmen. Sollten dabei keine schlüssigen Erkenntnisse hinsichtlich 
Sanierung und Bergung sowie Abfallqualität getroffen werden können, sind zusätzlich ana-
lytische repräsentative Untersuchungen vorzunehmen. Allfällige Sanierungsmaßnahmen 
sind in Absprache mit der Behörde bzw. mit dem zuständigen abfalltechnischen Amtssach-
verständigen nach Vorliegen von Untersuchungsergebnissen gesondert zu treffen. 

 

3.2 Bodenschutz (inkl. Landwirtschaft) 

2.1 Die Richtlinien für die sachgerechte Rekultivierung von land- und forstwirtschaftlich ge-
nutzten Böden des Fachbeirats für Bodenfruchtbarkeit und Bodenschutz des Bundesmi-
nisteriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (2. Auflage 2012) 
sind für die Rekultivierung landwirtschaftlich nachgenutzter Böden einzuhalten. 

2.2 Die Einhaltung der Richtlinien für die sachgerechte Rekultivierung von land- und forstwirt-
schaftlich genutzten Böden des Fachbeirats für Bodenfruchtbarkeit und Bodenschutz des 
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Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (2. Auf-
lage 2012) ist durch eine bodenkundliche Baubegleitung gemäß o.a. Richtlinie sicherzu-
stellen und zu dokumentieren. 

2.3 Bei der Rekultivierung landwirtschaftlich genutzter Flächen ist für die gesamte Rekultivie-
rungsschicht gemäß Bundesabfallwirtschaftsplan 2017 Bodenaushubmaterial der Quali-
tätsklasse A1 zu verwenden. Dies ist durch geeignete Untersuchungsnachweise zu bele-
gen.  

2.4 Die Bestimmungen des § 11 Oö. Alm- und Kulturflächenschutzgesetz sind einzuhalten. 

2.5 Zur Sicherstellung der sachgerechten Rekultivierung landwirtschaftlicher Nutzflächen ist 
im Rahmen der bodenkundlichen Baubegleitung der Ist-Zustand, die Bauphase und die 
Rekultivierung zu dokumentieren sowie nach Bauende ein zusammenfassender Schluss-
bericht zu erstellen und alle Dokumentationsunterlagen der Behörde unaufgefordert vor-
zulegen.  

2.6 Die für eine landwirtschaftliche Nachnutzung rekultivierten Flächen sind 3 Jahre nach Fer-
tigstellung von einer fachkundigen Person oder Anstalt in Hinblick auf Verdichtungen, Ver-
nässungen, Trockenstellen bzw. Qualität der Rekultivierung zu überprüfen. Eine weitere 
Überprüfung ist nach 5 Jahren auf eventuell aufgetretene Verdichtungen, Setzungsschä-
den, Nass- oder Trockenstellen vorzusehen. Aufgetretene und festgestellte Mängel sind 
umgehend durch geeignete Maßnahmen zu beheben. Die befugte Fachperson oder –an-
stalt hat die Kontrollen zu dokumentieren und einen Bericht zu erstellen und der Behörde 
am Ende des 3. bzw. des 5. Jahres nach Fertigstellung unaufgefordert vorzulegen. 

 

3.3 Denkmalschutz 

3.1 Für das Projekt B139 Kremstal Straße, Umfahrung Haid, ist als Maßnahme BA19 [= Maß-
nahme KGBau03] ein flächiger Oberbodenabtrag unter archäologischer Begleitung vor 
Beginn der regulären Erdarbeiten für das eigentliche Baugeschehen vorgesehen. Dieser 
Auflagepunkt ist auch auf der Fläche Fundstreuung FS2 (Katastralgemeinde Kremsdorf, 
Gst. Nr. 1290) anzuwenden.  

3.2 Die vorgeschlagenen archäologischen Maßnahmen des Fachbeitrages Kulturgüter sind 
auch im Bauablaufplan zu berücksichtigen. Dabei ist zu beachten, dass die archäologi-
schen Maßnahmen so in den Ablauf eingetaktet werden und ein ausreichender Zeitrah-
men zur Verfügung gestellt wird, damit die vorgesehenen archäologischen Untersuchun-
gen vor dem Beginn jeglicher Flächenbeanspruchung stattfinden und der Oberbodenab-
trag ausschließlich im Rahmen der vorgesehenen archäologischen Maßnahmen erfolgt. 

 

3.4 Forstwirtschaft (und Jagd) 

4.1 Im forstrechtlichen Einreichoperat – Bericht B 139 Kremstal Straße Umfahrung Haid fin-
den sich konkrete Ersatzaufforstungsflächen. Die notwendigen Ersatzaufforstungsflächen 
für die unbefristeten Rodungen (Gesamt: 11.287 m²) im Ausmaß von 1:1,5 (Gesamt: 
16.930 m²) sollen primär auf der EAF 3-Poolfläche (Gst. Nr. 510/7) aufgeforstet werden, 
die Restfläche auf Gst.Nr. 1625/10 – die gegenständlichen vorgeschlagenen Ersatzauf-
forstungsflächen sind aus forstfachlicher Sicht geeignet.  

4.2 Die Wiederaufforstung der befristeten Rodung und auch die Ersatzaufforstung haben bis 
spätestens 31.12.24 zu erfolgen. 
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4.3 Als Baumarten dürfen ausschließlich standortsgerechte einheimische Baumarten wie bei-
spielsweise Buche, Stieleiche, Traubeneiche oder Lärche verwendet werden. Der Auffors-
tungsplan ist mit der Bezirksforstinspektion im Vorfeld abzustimmen.  

4.4 Der Pflanzverband bzw. Pflanzabstand darf 2 x 2 m nicht überschreiten.  

4.5 Für einen entsprechenden Schutz gegen Wildverbiss und Fegeschäden ist Sorge zu tra-
gen.  

4.6 Rodungsbedingt auftretende Folgeschäden (Windwurf, Sonnenbrand etc.) im Bereich der 
unmittelbar an die Rodungsfläche angrenzender Waldbestände oder Infrastruktur (Block A 
und D) sind vom Rodungswerber zu entschädigen.  

4.7 Um dennoch eine gewisse Durchlässigkeit zu gewährleisten, wird aus jagdfachlicher Sicht 
gefordert, die bestehenden und geplanten Durchlässe und Brücken wie z.B. zwischen 
Gst.Nr. 1293 und 1284/1 für das Wild passierbar zu gestalten und mit Wildleitbepflanzun-
gen zu ergänzen.  

 

3.5 Geologie, Hydrogeologie und Wasserwirtschaft 

Bauphase 

5.1 Es dürfen nur technisch einwandfreie Maschinen und Fahrzeuge eingesetzt werden, wel-
che vorsorgend gewartet werden.  

5.2 Maschinen und Fahrzeuge dürfen nur unter ständiger Überwachung durch die Bedie-
nungsperson mobil betankt werden, wobei eine ausreichend dimensionierte Auffang-
wanne unterzustellen und Ölbindemittel (mind. 100 l) vorzuhalten sind. Ansonsten dürfen 
auf der Baustelle keine Manipulationen mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Mineralöle) 
erfolgen. 

5.3 Mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Mineralölen) verunreinigter Boden ist nachweislich 
sofort ordnungsgemäß abzutragen und zu entsorgen. Die zuständige Bezirksverwaltungs-
behörde ist von solchen Vorfällen sofort zu verständigen. Weiters sind solche Vorfälle zu 
dokumentieren. 

5.4 In die Zuleitung zum Bodenfilterbecken bei der Traunuferstraße ist ein beschilderter, dau-
erhaft zugänglicher Notfall-Absperrschieber einzubauen und regelmäßig zu warten. Es 
sind verantwortliche Mitarbeiter zu beauftragen, und im Anlassfall ("Ölunfälle", etc.) ist der 
Notfall-Absperrschieber zu verschließen. Für die Zulaufkanäle ist das mögliche Rückhalte-
volumen ohne Einstau von Teilsickerrohre zu ermitteln. 

5.5 Für die Zuleitungen zu den Bodenfiltermulden sind Absperrballone vorzuhalten. Es sind 
verantwortliche Mitarbeiter zu beauftragen, und im Anlassfall ("Ölunfälle", etc.) sind die 
Muldenzuläufe zu verschließen, soweit Teilsickerrohre der Zulaufkanäle nicht eingestaut 
werden. Für jeden Zulaufkanal ist das mögliche Rückhaltevolumen ohne Einstau der Teil-
sickerrohre zu ermitteln.  

Anmerkung: Insbesondere bei Starkniederschlägen kann das Verschließen des Becken-
zulaufs zum ungewollten und nur schwer sanierbaren Versickern wassergefährdender 
Stoffe über die Teilsickerrohre führen. 

5.6 Die Vollrohr- Regenwasserkanäle sind dicht auszuführen. Dies ist mit einer normgerech-
ten Dichtheitsprüfung nachzuweisen. 
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5.7 Die Sohle des Bodenfilterbeckens bei der Traunuferstraße ist zur Sickerwassererfassung 
im Zulaufbereich unmittelbar nach der Verteilrinne auf einer Fläche von mind. 100 m² mit 
Basisdichtung wie folgt herzustellen: 

a. Bodenfilteraufbau gemäß Projekt 

b. Filtervlies gemäß RVS 8S.01.2.  

c. Mind. 20 cm Filterkieslage mit Drainage und dichtem Ablaufrohr zum Sickerschacht 
mit Probenahmeeinrichtung. 

d. Basisdichtung mit kf < 10E-9 m/s (PE-HD-Kunststoffdichtungsbahn mit Mindest-
stärke von 2,5 mm, Bentonitmatte oder 2 x 15 cm mineralische Dichtschicht (Lehm-
schlag), hochgezogen mind. bis Unterkante Bodenfilter) 

e. Der Sickerschacht mit Probenahmeeinrichtung ist außerhalb der Bodenfilteranlage 
zu situieren. 

5.8 Der etappenweise Aufbau der Versickerungsanlagen ist durch Fotos nachvollziehbar zu 
dokumentieren. 

5.9 Konzentrierte Einleitungsbereiche in Versickerungsanlagen sind mit einem dauerhaften 
Erosionsschutz zu sichern. 

5.10 Für die Einhaltung der Maßnahmen und Auflagen zum Grundwasserschutz ist eine was-
serrechtliche Bauaufsicht zu bestellen. 

5.11 Ein Alarmplan mit Darstellung der Notfall-Absperreinrichtungen ist der Behörde und der 
Feuerwehr zu übermitteln. 

5.12 Die Anlage ist bis spätestens 31.12.2025 fertig zu stellen. Die Ausführung der Anlage ist 
der Behörde vom Antragsteller schriftlich anzuzeigen. 

5.13 Die Fertigstellung ist der Wasserrechtsbehörde unter Vorlage folgender Unterlagen in 
dreifacher Ausfertigung umgehend unaufgefordert schriftlich anzuzeigen:  

a. Bericht über die projektgemäße Ausführung und die Einhaltung der Auflagen 

b. Ausführungspläne (bei abgeänderter Ausführung) 

c. Fotodokumentation der Errichtung der Versickerungsanlagen 

d. Angabe des eingebauten technischen Filtermaterials mit kf-Wert gemäß  Zulas-
sungsgutachten der Zertifizierungsstelle 

e. ÖNORM-Zulassung des eingebauten technischen Filtermaterials zum Zeitpunkt des 
Filtereinbaus  

f. Wartungsplan  

g. Wartungsvertrag 

h. Alarmplan 

 

Betriebsphase 

5.14 Das Maß der Wasserbenutzung für die Versickerung der vorgereinigten Niederschlags-
wässer über Bodenfiltermulden in das Grundwasser wird mit 85 l/s bzw. 7.341 m³/d fest-
gelegt. 

5.15 Das Maß der Wasserbenutzung für die Versickerung der vorgereinigten Niederschlags-
wässer über das Bodenfilterbecken in das Grundwasser wird mit 15 l/s bzw. 1.264 m³/d 
festgelegt. 
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5.16 Das Maß der Wasserbenutzung für die Versickerung der vorgereinigten Niederschlags-
wässer über Technische Filter in das Grundwasser wird mit 33 l/s festgelegt. 

5.17 Die vorgereinigten Niederschlagswässer dürfen im Mittel folgende Schwellenwerte der 
Anl. 1 der QZV Chemie GW nicht überschreiten: 

Kupfer (Cu) 1.800  µg/l Nickel (Ni) 18 µg/l 
Zink (Zn*) 2.000 µg/l Blei (Pb) 9 µg/l 
Cadmium (Cd) 4,5 µg/l KW-Index 100 µg/l 
Chrom (Cr-Gesamt) 45 µg/l PAK (6) 0,09 µg/l 
Chlorid ((Cl) 180 mg/l    

 *) Quelle: Deponie-VO, BGBl. II Nr.39/2008, Anh.1, Tab. 2 Eluat Bodenaushubdeponien  
  (Grenzwert 20 mg/kg TM; Verdünnung 1:10) 

Die zugehörigen Frachten ergeben sich aus der Multiplikation mit der Tagesmenge. 

5.18 Aus der Probenahmeeinrichtung des Bodenfilterbeckens  bei der Traunuferstraße sind 1 x 
jährlich durch einen Fachkundigen oder durch eine geeignete Anstalt Stichproben des Si-
ckerwassers zu ziehen. 
Diese sind auf die oben angeführten Parameter zu untersuchen. Die gemessenen Werte 
sind den Schwellenwerten der Anl.1 der QZV Chemie GW gegenüberzustellen und Über-
schreitungen sind hervorzuheben.  
Die Ergebnisse der Beprobung sind bis längstens 31.10. eines Jahres unaufgefordert der 
Gewässeraufsicht der Abt. Wasserwirtschaft, mailto: Abwasseraufsicht.post@ooe.gv.at 
vorzulegen. 

5.19 Aus den Probenahmeeinrichtungen folgender Technischer Filter  sind alle 10 Jahre, erst-
mals 10 Jahre nach Inbetriebnahme, durch einen Fachkundigen oder durch eine geeig-
nete Anstalt Stichproben des Sickerwassers zu ziehen: 

Technischer Filter  Köttsdorferstraße S1 (Doppelanlage 2 * DN 2.500) 

Technischer Filter  Haidfeldstraße S2 (Doppelanlage 2 * DN 2.500) 

Diese sind auf die oben angeführten Parameter zu untersuchen. Die gemessenen Werte 
sind den Schwellenwerten der Anl.1 der QZV Chemie GW gegenüberzustellen und Über-
schreitungen sind hervorzuheben.  

Die Ergebnisse der Beprobung sind bis längstens 31.10. eines Jahres unaufgefordert der 
Gewässeraufsicht der Abt. Wasserwirtschaft, mailto: Abwasseraufsicht.post@ooe.gv.at 
vorzulegen. 

5.20 Die chem. Belastung des Bodenfilters Bodenfilterbecken  bei der Traunuferstraße ist erst-
mals 10 Jahre nach Inbetriebnahme und anschließend in Abständen von 10 Jahren nach-
zuweisen.  

Dazu sind an jeweils an 3 Stellen aus den obersten 10 cm Proben zu entnehmen und die 
Mischprobe ist jeweils auf den Parameterumfang der Tab. 5 der Deponieverordnung 2008 
(BGBl.II Nr.39/2008, Baurestmassendeponien) zu analysieren. Die gemessenen Werte 
sind den Grenzwerten der Tab. 5 der Deponieverordnung gegenüberzustellen und Über-
schreitungen sind hervorzuheben.  

Die Ergebnisse der Beprobung sind bis längstens 31.10. eines Jahres unaufgefordert der 
Gewässeraufsicht der Abt. Wasserwirtschaft, mailto: Abwasseraufsicht.post@ooe.gv.at 
vorzulegen.  

5.21 Aus Sonde 2, Sonde 3, Brunnen Freibad Ansfelden und Brunnen Haid C sind beginnend 
mit Baubeginn, während der Bauzeit und in den nachfolgenden 5 Jahren während der Be-
triebsphase durch einen Fachkundigen oder durch eine geeignete Anstalt Pumpproben 
des Grundwassers zu ziehen. 
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Diese sind auf folgende Parameter zu untersuchen: Standarduntersuchung nach Trink-
wasserverordnung (Geruch, Färbung, Trübung, Temperatur, Leitfähigkeit, pH-Wert, Ge-
samthärte odH, Carbonathärte odH, TOC, Ammonium, Nitrit, Nitrat, Chlorid, Sulfat, Eisen, 
Mangan), KW-Index, Orthophosphat, Ca, Mg, Na, K.  

Die Untersuchungsbefunde sind bis längstens 31.10. eines Jahres unaufgefordert der Ge-
wässeraufsicht der Abt. Wasserwirtschaft, mailto: Abwasseraufsicht.post@ooe.gv.at vor-
zulegen. Danach soll entschieden werden, ob und in welcher Form eine Weiterführung 
des Beweissicherungsprogramms notwendig ist. 

Anmerkung: Diese Vorschreibung ist gleichlautend auch im Gutachten UVP Haid ASFINAG aufgenommen. 

5.22 Die Versickerungsflächen sind regelmäßig zu warten und zu pflegen, um eine ausrei-
chende Reinigungswirkung des belebten Bodenkörpers auf Dauer zu gewährleisten. Die 
Begrünung ist mindestens 2-mal jährlich zu mähen. Das Mähgut und Abfälle sind aus der 
Versickerungsanlage zu entfernen. Herbizide, Pestizide und Düngemittel dürfen weder im 
Einzugsbereich der Sickerflächen noch direkt auf diesen Flächen eingesetzt werden. Al-
ternativ kann die Versickerungsfläche mindestens 2-mal jährlich geschlegelt werden;  das 
Mulchgut darf in der Anlage belassen werden, soweit die Versickerungsleistung nicht be-
einträchtigt wird.  

5.23 Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Betriebs ist ein Wartungsplan zu erstellen, der 
zumindest die Wartungs- und Kontrollintervalle und die durchzuführenden Maßnahmen, 
getrennt nach den einzelnen Bauteilen, enthalten muss. Die durchgeführten Wartungs-
maßnahmen sowie besondere Vorkommnisse sind mit Datumsangabe in das Betriebs-
buch einzutragen.  

5.24 Die Versickerungsanlagen sind mindestens einmal vierteljährlich, insbesondere nach 
Starkregenereignissen, optisch zu kontrollieren. Bei einem Störfall oder Austritt von 
Grundwasser gefährdenden Stoffen hat eine gesonderte Kontrolle zu erfolgen.  

5.25 Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Betriebs der technischen Filter ist ein War-
tungsvertrag mit einer fachkundigen Person oder Firma abzuschließen, der zumindest zu 
umfassen hat:  

a. Sichtkontrolle mind. 1 x jährlich 

b. erforderliche Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten, z.B. Wechsel Vorfiltervlies, 
Wartung/Räumung Schlammfang  

c. Erstellung eines Wartungsprotokolls 

5.26 Bei nicht mehr zufriedenstellender Versickerungsleistung ist durch Wartung der Vorreini-
gung, durch Austausch der Vorfiltermatte, durch Austausch des technischen Filters, durch 
Auflockerung bzw. Austausch des Bodenfilters, etc. wieder eine ausreichende Versicke-
rungsleistung herzustellen. Die Entsorgungsnachweise sind der Behörde auf Verlangen 
vorzulegen.  

5.27 Sollten Mineralölprodukte bzw. andere wassergefährdende Stoffe austreten und eine Ge-
fährdung des Untergrundes oder eines Gewässers nicht auszuschließen sein, ist umge-
hend die Bezirksverwaltungsbehörde zu verständigen und Sofortmaßnahmen durchzufüh-
ren. 

5.28 Zur Dokumentation des Anlagenbetriebs sind folgende Daten in ein Betriebsbuch einzu-
tragen und auf Verlangen der Behörde vorzulegen:  

a. Dokumentation der Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten gemäß Wartungsplan 

b. Wartungsprotokolle der technischen Filter 
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c. Angaben über Störfälle  

d. Untersuchungsbefunde 

5.29 Die Versickerungsanlage wird bis 31.12.2050 (maximal 25 Jahre) befristet. 

 

3.6 Gewässerökologie 

6.1 Das Vorhaben ist projektsgemäß, unter besonderer Berücksichtigung der in der Maßnah-
menplanung (Einlage 1.4.4) zum Schutz der Gewässer vorgesehenen Maßnahmen aus-
zuführen. Dabei handelt es sich insbesondere um folgende Maßnahmen BA 21.2 (Abplan-
kung hochwertiger Biotope), BA 33.2 (temporäre Gewässerschutzanlagen), BA 34 (Siche-
rungsmaßnahmen für aquatische Lebewesen), BA 35 (trockene Bauweise) und BE 32.2 
(naturnahe Gewässergestaltung Sipbach). 

6.2 Zur Sicherstellung der in gewässerökologischer Hinsicht fachgerechten baulichen Umset-
zung der Einreichplanung und größtmöglich naturnahen Gestaltung des Bachbettes des 
Sipbaches im Bereich der Verlegungsstrecke und im Brückenbereich ist eine biologische 
Bauaufsicht gemäß §120 WRG 1959 einzusetzen. 

6.3 Die Gewässersohle des Sipbaches hat im Verlegungsabschnitt und im Brückenbereich 
eine durchgehende, mindestens 30 cm bzw. mind. 50 cm (im Brückenbereich) mächtige 
Sohlsubstratschicht aufzuweisen. Im Falle von mehr als geringfügigen Sickerverlusten im 
neuen Bachbett bei Nieder- und Mittelwasserführung sind unter der Substratschichte ge-
eignete Abdichtungsmaßnahmen (z.B. Lehmschlag) vorzunehmen. 

6.4 Im neu herzustellenden Sipbach-Abschnitt ist eine durchgehende Niederwasserrinne für 
die Gewährleistung eines konzentrierten Niederwasserabflusses sicherzustellen. Die Nie-
derwasserrinne ist nicht fix vorzuformen, sondern ist durch Einbau punktueller Strukturie-
rungselemente, wie im Projekt in Form von Buhnen, Wurzelstöcken, Störsteinen, Leitstei-
nen, etc. auch vorgesehen ist, zu initiieren. 

6.5 Wasserbautechnische Sicherungsmaßnahmen im Sohl- und Uferbereich des Sipbaches 
sind auf das zwingend notwendige Ausmaß zu beschränken und besonders rau und unre-
gelmäßig zu gestalten. Dies gilt auch für den Brückenbereich.  
Im neu herzustellenden Sipbach-Abschnitt inklusive Brückenbereich darf es zu keiner 
Ausbildung von für Gewässerorganismen unpassierbaren Sohlabstürzen kommen. 

6.6 Die Verbreiterung der Brücke über den Krieger Mühlbach hat projektsgemäß ohne bauli-
che Eingriffe in das Bachbett zu erfolgen.  

6.7 Die im Zuge der Bauarbeiten in Anspruch genommenen Gewässer- und Uferbereiche sind 
zu rekultivieren und die Ufer projektsgemäß mit standortgerechten Gehölzen zu bepflan-
zen. Für das Aufkommen der Gehölze ist Sorge zu tragen. 

6.8 Durch geeignete Arbeitsweise sind die Bauarbeiten unter größter Schonung der Gewäs-
ser und Begrenzung der Wassertrübungen auf ein unvermeidbares Ausmaß durchzufüh-
ren. Dafür sind die gewässerbezogenen Arbeiten, wie im Projekt vorgesehen, im Trocke-
nen auszuführen. 

6.9 Vor Wasserumleitung bzw. vor der Trockenlegung des Sipbaches ist der Umlegungsab-
schnitt elektrisch abzufischen. Die Fische sind in andere, von den Bauarbeiten nicht be-
troffene Gewässerabschnitte des Sipbaches umzusetzen. 

6.10 Die Fischereiberechtigten in den von den Bauarbeiten betroffenen Abschnitt am Sipbach 
und Krieger Mühlbach sind zumindest zwei Wochen vor Beginn der Bauarbeiten nach-
weislich zu verständigen. 
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6.11 Die Baustelleneinrichtung sowie die Lagerung von Aushub- und Schüttmaterial haben so 
zu erfolgen, dass keine Beeinträchtigung der Gewässer erfolgt sowie keine Abschwem-
mungen in Gewässer stattfinden.  

6.12 Baumaschinen und Geräte sind so zu warten, bedienen und abzustellen, dass keine Ver-
unreinigung des Untergrundes und der Gewässer stattfindet. 

6.13 Im Zuge der Bauarbeiten dürfen keine wassergefährdenden und organismenschädigen-
den Stoffe, wie z.B. Schmier- oder Antriebsstoffe von Baumaschinen, Hydrauliköl, Ze-
mentwässer, Bauzuschlagstoffe, etc. ins Gewässer gelangen. 

6.14 Eventuell anfallendes mineralisch belastetes Wasser aus der Wasserhaltung der Bau-
stelle darf nicht direkt in Gewässer zur Ableitung gelangen. Dieses Wasser ist projektsge-
mäß primär nach Vorreinigung zu versickern. Sollte eine Ableitung in Gewässer zwingend 
erforderlich sein, so ist dieses zuvor entsprechend vorzureinigen (z.B. Führen über ein ge-
eignetes Absetzbecken, wobei die Aufenthaltszeit in diesem mindestens 30 Minuten zu 
betragen hat).   

6.15 Spätestens bis zur Abnahme bzw. wr. Überprüfung ist der Behörde ein Ausführungsbe-
richt der Biologischen Bauaufsicht vorzulegen. In diesem sind die in gewässerökologisch 
relevanter Hinsicht tatsächlich ausgeführten Maßnahmen und Bachbettgestaltungen zu 
beschreiben und mittels Fotos zu dokumentieren. Der Bericht hat eine ausführliche und 
nachvollziehbare Stellungnahme dahingehend zu enthalten, inwieweit das Vorhaben – ge-
wässerökologische Belange betreffend – projekts - und bescheidgemäß ausgeführt wor-
den ist und die Auflagen eingehalten wurden. Dabei ist auch im Detail auf die Berücksich-
tigung der in der Maßnahmenplanung (Einlage 1.4.4) zum Schutz der Gewässer vorgese-
henen Maßnahmen einzugehen. 

 

3.7 Humanmedizin 

keine 
 
 
3.8 Klimawandelfolgen 

8.1 Gemäß den Prognosen für den Klimawandel ist demnach mit einem signifikanten Anstieg 
der Temperaturen und damit verbunden mit einem Anstieg der Hitzeperioden zu rechnen. 
Niederschläge weisen eine hohe räumliche und zeitliche Variabilität auf. Daraus ergeben 
sich folgende Auflagen. 

8.2 Bei der Planung bedarf es die Einhaltung der gültigen Regelwerke (Normen usw.), wobei 
der Temperaturanstieg und die zunehmend intensiveren Niederschläge (trotz unsicherer 
Prognose) bei der Dimensionierung von Bauwerken (Drainagen, Gewässerschutzanlagen, 
Brückenbauwerke, etc.) mitberücksichtig werden müssen. Um Sturmschäden durch um-
stürzende Bäume und herabfallende Äste zu vermeiden, soll auf die Bepflanzung von 
Bäumen in unmittelbarer Nähe der Fahrbahn verzichtet werden. Halbwüchsige Sträucher 
sind hingegen möglich, wobei auf deren Resistenz gegenüber Trockenheit geachtet wer-
den muss. 

8.3 Hinsichtlich des laufenden Betriebs bedarf es regelmäßige Überprüfungen und Sicher-
heitskontrollen der Bauwerke, vor allem bei extremen Hitzeperioden, Starkniederschlags- 
und Sturmereignissen. Um Brände aufgrund der zunehmenden Hitze und damit verbunde-
nen Trockenheit zu vermeiden ist ein ständiges Mähen der Böschung notwendig. 
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3.9 Lichttechnik 

Bauphase  

9.1 Bei der Errichtung der Baustellenbeleuchtung ist die Verwendung von insektenschonen-
den LED-Leuchten vorzuschreiben. 

9.2 Es ist im Baubüro eine fachkundige Ansprechperson namhaft zu machen, die Beschwer-
den entgegen nimmt, Anweisungen zur Abänderung der Baudurchführung erteilen kann 
und Prüfungen und Kontrollen veranlassen kann. Diese Person ist der Behörde schriftlich 
vor Baubeginn zu nennen. 

9.3 Für die mobile Beleuchtung im Bereich von Baubüro-Containern sind Full-Cut-Off-Leuch-
ten mit einer Lichtfarbe von maximal 3000K und einer Begrenzung der kurzwelligen Strah-
lung unter 500 nm mit max. 14% zu verwenden. 

9.4 Der Behörde sind die entsprechenden Datenblätter der verwendeten Leuchten zu über-
mitteln. 

9.5 Bei der Errichtung der Baustellenbeleuchtung ist auf die Ausrichtung der Beleuchtung zu 
achten und die Aufhellung nächstgelegener Wohnliegenschaften damit zu minimieren. 

9.6 Auf Arbeitsplätzen an denen während der Dunkelheit gearbeitet wird, muss für eine von 
der Beleuchtung unabhängige Notbeleuchtung (z.B. Akku-Handlampen) vorhanden sein. 

9.7 Die Notbeleuchtung muss gemäß Bauarbeiterschutzverordnung so ausgelegt sein, dass 
die Umgebung so erhellt wird, dass die Arbeitnehmer die Arbeitsplätze und Verkehrswege 
sicher verlassen können. 

 

Betriebsphase 

9.8 Für die Beleuchtung der 7 Kreuzungen sind Leuchten mit einer Lichtfarbe von maximal 
3000K und einer Begrenzung der kurzwelligen Strahlung unter 500 nm mit max. 14% zu 
verwenden. 

9.9 Nach Abschluss der Bauphase sind an den 7 beleuchteten Kreuzungen lichttechnische 
Abnahmemessungen durch eine sachkundige Person durchzuführen, die die einzuhalten-
den Grenzwerte der einschlägigen Normen verifiziert. Der Behörde ist der Abnahmebe-
richt binnen 6 Monaten nach Ende der Baumaßnahmen zu übermitteln 

 

3.10 Luftreinhaltung und Klima 

Bauphase  

10.1 Es sind Staubschutzmaßnahmen - Feuchthaltung des Aushubmaterials und aller un- und 
befestigter Fahrwege mittels manueller Befeuchtung, Reinigung befestigte Fahrwege, 
usw. - vorzusehen 

10.2 Im Bereich der Knotenbaustellen (Actual, Sipbach, Traunuferstraße West, Haid) sind wäh-
rend des emissionsintensivsten Bauzeitraumes (Hauptbauphase: erstes Baujahr) automa-
tische Befeuchtungsmaßnahmen einzusetzen.  

10.3 Die öffentlichen Straßen sind vor durch den baubedingten Verkehr verursachten Ver-
schmutzungen nach dem Stand der Technik (z.B. Abrollstrecken, Reifenwaschanlage) zu 
schützen. 
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10.4 Auf der öffentlichen Straße sind Verschmutzungen im Nahbereich der Baustelle (Aus-
fahrtsbereich) ehestens zu beseitigen.  

10.5 Der An- und Abtransport von Material hat so weit wie möglich über das hochrangige Ver-
kehrsnetz und unter Vermeidung von Stadt- bzw. Ortsdurchfahrten zu erfolgen.  

10.6 Verunreinigte Straßenflächen beim Übergang von den Baustellenausfahrten ins öffentli-
che Straßennetz sind feucht (nur bei Vereisungsgefahr trocken) zu reinigen.  

10.7 Die eingesetzten Baumaschinen haben zumindest die Emissionsgrenzwerten des An-
hangs 1 der MOT-V (BGBl. II Nr. 136/2005 idgF) iVm IG-L Off-RoadV (BGBl II Nr. 
76/2013 idgF) für Geräte der Stufe IIIb einzuhalten.  

10.8 Die eingesetzten Transport-LKW haben der EURO-Klasse III bis VI zu entsprechen. 

 

Betriebsphase 

keine 

 

3.11 Natur- und Landschaftsschutz 

11.1 Vor Beginn der Bauarbeiten ist gegenüber der UVP-Behörde bzw. der Naturschutzbe-
hörde eine ökologische Bauaufsicht zu benennen, deren Aufgabe insbesondere die Be-
treuung und ökologische Begleitung der Bauarbeiten vor Ort darstellt. Vor Anlage der 
Tümpel (Sipbachkorridor) und vor Besämung der Magerwiese (nahe KV) ist eine ge-
meinsame Begehung und Besprechung der erforderlichen Maßnahmen bzw. des zu ver-
wendenden Saatguts vor Ort mit dem ASV für Natur- und Landschaftsschutz durchzu-
führen.  

11.2 Für die Beleuchtung dürfen nur nach oben abgeschirmte Leuchtmittel mit einer Farbtem-
peratur < 3000°K und einem möglichst geringen Blauanteil verwendet werden. Das Da-
tenblatt der verwendeten Beleuchtungsanlagen ist mit den entsprechenden Angaben zu 
Farbtemperatur und Blaulichtanteil an die UVP-Behörde bzw. Naturschutzbehörde zu 
übermitteln. 

11.3 Sämtliche Ersatzaufforstungsflächen sind in Anlehnung an die jeweils potentiell natürli-
che Vegetation zu bepflanzen. Noch nicht verortete Ersatzaufforstungsflächen sind in 
Abstimmung mit dem ASV für Natur- und Landschaftsschutz auszuwählen. (Vermeidung 
von Biotopkonflikten) 

11.4 Wesentlichen Bestandteil der UVE-Unterlagen und auch der ggst. Beurteilung bilden die 
im Projekt dargestellten und beschriebenen Begleit- und Ausgleichsmaßnahmen. Daher 
ist deren Umsetzung und dauerhafte Wirksamkeit (auch durch entsprechende Pflege) 
sicherzustellen und rechtlich abzusichern. 

11.5 Der vorhandene Halbtrockenrasen (ehem. Hochwasserschutzdamm) im Bereich südlich 
des Kreisverkehrs ist während der Bauphase durch geeignete Maßnahmen vor einer ne-
gativen Beeinträchtigung zu schützen (Kennzeichnung als Tabuzone) 

11.6 Im Frühjahr vor Beginn der Bauarbeiten ist der Bereich der Traunauen (Verlegung Be-
standsstrße, Umbau Kreisverkehr) auf allenfalls auftretende Häufungen von Frühlingsge-
ophyten zu kontrollieren. In derartigen Bereichen ist der Oberboden gesondert, scho-
nend zwischenzulagern und an geeigneten Stellen möglichst zeitnah während des Baus 
wieder aufzubringen. 

11.7 Für die Anlage der Magerwiese im Bereich des rekultivierten Kreisverkehrs ist eine regi-
onalfachkundige Person mit ausreichender Fachkenntnis zur Herstellung von Mager- 
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und Trockenrasen beizuziehen. Für die Besämung ist Wildpflanzensaatgut oder eine 
speziell an diesen Standort (auwaldtypischer Halbtrockenrasen) angepasste REWISA-
zertifizierte Samenmischung zu verwenden. Die Besämung kann durch eine 
Mähgutübertragung ergänzt werden. 

11.8 Für die Anlage der Tümpel im Bereich des Sipbachkorridors ist eine regionalfachkundige 
Person mit ausreichender Fachkenntnis zur Herstellung von amphibientauglichen 
Feuchtbiotopen beizuziehen. Die Tümpel sind mit einer Wassertiefe von max. 70 cm 
auszuformen, es ist eine dauerhafte Wasserführung durch geeignete Maßnahmen si-
cherzustellen. (z.B. Grundwasseranbindung oder Kommunikation mit dem Bachwasser 
über einen Schotterquerriegel, Folie, Abdichtung) Die Funktion und Erhaltung als Amphi-
bienlaichgewässer ist erforderlichenfalls durch regelmäßige Wartungseingriffe und ideal-
erweise eine gesicherte Wasserzufuhr sicherzustellen, wobei eine ungefilterte Anbin-
dung an den Bach zu unterlassen ist, um den Eintrag von Fischen hintanzuhalten. Eine 
ausreichende Besonnung ist allenfalls durch regelmäßigen Rückschnitt benachbarter 
Gehölze sicherzustellen. 

11.9 Die Erhaltung und allenfalls erforderliche fachgerechte Pflege ist für sämtliche ökolo-
gisch bedeutsamen Begleit- und Ausgleichsflächen dauerhaft sicherzustellen. 

11.10 Die bestehenden Außenböschungen (Richtung freie Landschaft) entlang der B 139 und 
Rampen sind entsprechend der landschaftspflegerischen Begleitplanung zumindest mit 
einem gruppenweisen Gehölzbewuchs zu versehen. Entlang des gesamten Trassenver-
laufs ist an der Nordwest-Südwest gerichteten Seite ein mind. 3 m breiter Extensiv-Strei-
fen mit zumindest gruppenweise Bestockung anzulegen, auch in Abschnitten mit Lärm-
schutzwand. 

11.11 Sämtliche zu begrünenden Begleit- und Zwickelflächen sind mit Rewisa-zertifiziertem 
Saatgut zu begrünen. 

11.12 Für Gehölzpflanzungen dürfen ausschließlich heimische, standortgerechte Arten ver-
wendet werden. Je nach Verfügbarkeit ist auch hierfür Rewisa-zertifiziertes Material zu 
verwenden. 

11.13 Die Beendigung der Bauarbeiten inkl. Umsetzung der ökologischen Maßnahmen ist der 
UVP-Behörde bzw. Naturschutzbehörde schriftlich mitzuteilen. Im Zuge der Fertigstel-
lungsmeldung sind ein Abschlussberichts mit aussagekräftiger Fotodokumentation über 
die Umsetzung der Maßnahmen und Einhaltung der Auflagen und Ausführungsplan an 
die UVP-Behörde bzw. Naturschutzbehörde zu übermitteln. Der Abschlussbericht hat 
auch das Datenblatt der verwendeten Leuchtmittel sowie einen Nachweis über die Her-
kunft und Zusammensetzung des verwendeten Saatguts und der verwendeten Gehölze 
zu enthalten. 

11.14 5 Jahre nach Fertigstellung des Vorhabens sind im Bereich der angelegten Ausgleichs-
flächen (südlich Nettingsdorf und Sipbachkorridor) eine Brutvogelkartierung sowie im Be-
reich der Tümpel eine Amphibien- und Reptilienkartierung durchzuführen. Ebenfalls sind 
Vegetationsaufnahmen im Bereich der geplanten Extensivfläche (Sipbachkorridor) sowie 
im Bereich der Magerwiesen (ehem. Kreisverkehr) zu erheben. Dadurch soll dokumen-
tiert werden, ob die mit der Umsetzung dieser Maßnahmen verbundenen naturschutz-
fachlichen Ziele (Schaffung von Ersatzlebensräumen für vom Vorhaben betroffene Tier-
arten und Biotoptypen) auch tatsächlich erreicht werden konnten. Allenfalls können sich 
Notwendigkeiten einer Nachbesserung (geänderte Pflege, bauliche Maßnahmen bei den 
Tümpeln, händische Nachsaat o.ä.) ergeben. 
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3.12 Raumplanung (inkl. Sachgüter und Freizeit/Erholung) 

keine 

 

3.13 Schalltechnik (und Erschütterungen) 

13.1 Die im Projekt dargestellten straßenseitigen Lärmschutzmaßnahmen (Einlagen 3.2.5 
und 3.2.9) jeweils für die Bauphase und die Betriebsphase sind umzusetzen. 

13.2 Betriebsphase: Die im Projekt dargestellten und im Fachbeitrag Lärm in den Einlagen 
3.2.2 für Wohngebäude und Betriebsgebäude mit Wohnnutzungen konkretisierten ob-
jektseitigen Lärmschutzmaßnahmen sind umzusetzen. Zusätzlich sind auch für die Fas-
saden der Gebäude Nr. 1494b und 1638b, die entsprechend den ergänzenden Berech-
nungsergebnissen vom April 2022 Objektschutzbedarf aufweisen, objektseitige Maßnah-
men umzusetzen. 

13.3 Betriebsphase: Die im Projekt dargestellten und im Fachbeitrag Lärm in den Einlagen 
3.2.2 für Betriebsgebäude ohne Wohnnutzungen konkretisierten objektseitigen Lärm-
schutzmaßnahmen sind umzusetzen, soferne ein Schallpegel von Lday = 65 dB über-
schritten wird und die Grenzwerte gemäß § 5 VOLV nicht eingehalten werden können. 

13.4 Fahrbahnübergänge im Bereich von Brücken sind lärmarm auszuführen. 

13.5 Die im Projekt dargestellten und im Fachbeitrag Lärm in der Einlage 3.2.7 für die Bau-
phase konkretisierten objektseitigen Lärmschutzmaßnahmen sind umzusetzen. 

13.6 Baubedingte Dauergeräusche, die auch in der Nacht und an Feiertagen verursacht wer-
den (z.B. Pumpen, Aggregate) haben eine Entfernung von mindestens 35 m zwischen 
der nächsten Anlage und dem Nachbarn aufzuweisen oder es sind zusätzliche abschir-
mende Maßnahmen vorzusehen. 

13.7 Es ist eine Ansprechstelle in der Baustellenleitung einzurichten, welche die Anregungen 
und Beschwerden der Bevölkerung entgegennimmt und die mit entsprechenden Befug-
nissen ausgestattet ist, um bei Bedarf auch Maßnahmen zur Abhilfe zu veranlassen. 

13.8 Vor Beginn erschütterungsrelevanter Bauarbeiten sind Gebäude zumindest bis zu einer 
Entfernung von 15 m von einem Fachmann hinsichtlich Gebäudezustand und bestehen-
der Bauschäden genau aufzunehmen. Im Falle besonderer Gründe (Einsatz besonders 
erschütterungsintensiver Maschinen, Bauzustand, aber auch Anrainerwünsche etc.) sind 
Untersuchungen auch bei Gebäuden in größeren Distanzen durchzuführen. Jedenfalls 
sind bei diesen Gebäuden begleitende Erschütterungsmessungen vorzunehmen. 

13.9 Vor Beginn der Bauarbeiten sind die Anrainer über die zu erwartenden Bauerschütterun-
gen zu informieren.  

13.10 Erschütterungsintensive Bauphasen sind im Voraus bekannt zu geben, wobei über Art 
und voraussichtliche Dauer zu informieren ist. 

 

3.14 Straßenbautechnik 

14.1 Die Ausführung des Straßenbaues hat projektgemäß zu erfolgen; das Objekt Br-1 (Unter-
führungsbauwerk L563 Geh- u. Radweg, Dammstraße) ist mit einer vergrößerten lichten 
Weite von 4,0 m auszuführen. 
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14.2 Alle vom Straßenprojekt berührten Leitungen sind bei der Baudurchführung entsprechend 
zu schützen und nötigenfalls im Einvernehmen mit dem jeweiligen Leitungsträger (Eigen-
tümer) sowie nach deren Weisungen, unter Berücksichtigung der im Sondernutzungsver-
trag enthaltenen Auflagen, projektgemäß abzuändern und/oder zu ergänzen. 

14.3 Für die einwandfreie und schadlose Ableitung der Straßenniederschlagswässer im Bau-
losbereich ist, entsprechend den im Projekt vorgesehenen Entwässerungsmaßnahmen, 
Sorge zu tragen. 

14.4 Zur Aufrechterhaltung des Verkehrs auf den während der Bauzeit betroffenen öffentlichen 
Straßenabschnitten sind geeignete Maßnahmen zu treffen. Hierbei ist insbesondere für 
die nötige Verkehrssicherheit zu sorgen. Dies gilt auch für die Aufrechterhaltung der Zu-
fahrtsmöglichkeit zu den an die Straßen angrenzenden Grundstücken. 

14.5 Außerhalb der Straßenanlagen (Straßengrundflächen) vom Bauvorgang berührte Grund-
flächen sind spätestens mit der Baufertigstellung wieder in ihren früheren Zustand zu ver-
setzen. 

14.6 Die Vermarkung und Vermessung sowie die Herstellung der Grundbuchsordnung ist nach 
Baufertigstellung auf Kosten der Landesstraßenverwaltung vorzunehmen. 

 

3.15 Wasserbaubautechnik 

Allgemein 

15.1 Die Anlagen und Maßnahmen sind fachgerecht projekts- und befundgemäß - soweit 
nachstehend nicht ausdrücklich anderes verlangt wird – ÖNORM- bzw. DINNORM-ge-
mäß auszuführen und vom Bewilligungs-bzw. Konsensträger bzw. dessen Rechtsnach-
folger bewilligungskonform in einem funktionstüchtigen und technisch einwandfreien Zu-
stand zu betreiben, regelmäßig zu warten und Instand zu halten;  

15.2 Wesentliche Projektsänderungen sind vor Ausführung der zuständigen Behörde schrift-
lich bekannt zu geben; 

15.3 Die Wasserbauverwaltung GWB-L (GWB-L.Post@ooe.gv.at) als Vertreter des öffentl. 
Wasserguts, sowie berührte Grundeigentümer, Leitungsträger, Ober- und Unterlieger, 
Fischereiberechtigte) sind zumindest 14 Tage vor Bautätigkeiten am jeweiligen Gerinne-
abschnitt nachweislich zu verständigen und es ist - wenn Rechte berührt - rechtzeitig 
das Einvernehmen herzustellen; 

15.4 Die beauftragen befugten Unternehmen sind nachweislich (zB bei Ausschreibung) über 
die relevanten einzuhaltenden Bescheidauflagen zu informieren und diese Unternehmen 
sind bei der wr. Überprüfung zu benennen; 

 

Baudurchführung 

15.5 Bei Abbruch von baulichen Anlagen bzw. des Geländes sind anfallender Bauschutt, all-
fällige Einbauten, ev. kontaminiertes Untergrundmaterial, nachweislich ordnungsgemäß 
zu entsorgen; 
Mögliche Verdachtsflächen unter baulichen Anlagen sind zu berücksichtigen; 

15.6 Charakteristische Bauzustände sind mit kommentierten Fotos (10-20 je Bauabschnitt) zu 
belegen (Fotodokumentation); 

15.7 Von einem befugten Büro oder Behörde sind, soweit nicht eindeutig bekannt, vor Baube-
ginn die rechtmäßigen Grundstücksgrenzen (insbesondere das öffentliche Wassergut) 
rekonstruierbar festzustellen, sofern diese berührt werden.  
Spätestens bis Bauende sind beschädigte Grenzmarken ordnungsgemäß wiederher-
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zustellen, neue Grundgrenzen in der Natur zu vermarken und die neue Grundbuchsord-
nung herzustellen; 

15.8 Während der Bauzeit sind im Abflussprofil Baumaterialien, Geräte und Bauhilfseinrich-
tungen nur dann zulässig, wenn sie kein wie immer geartetes Abflusshindernis zur 
schadlosen Hochwasserabfuhr und keine Gefährdung für angrenzende Grundstücke etc. 
darstellen und gegen Abschwimmen ausreichend gesichert sind; 
Ungeschützte Böschungen sind bei Hochwasser zeitgrecht durch ausreichend große 
(Bruch)-Steine, etc. zu sichern, dass kein Erosionsbruch auftreten kann; 

15.9 Am Gewässer dürfen Bauarbeiten nur so abschnittsweise erfolgen, dass die Hochwas-
sersituation nicht verschärft wird, sowie im Hochwasserfall entsprechende Schutzmaß-
nahmen – auch infolge Anweisung durch den Konsenswerber oder die gewässerbetreu-
ende Dienststelle - erfolgen können;  

15.10 Im Hochwasserabflussbereich darf kein Abfall gelagert werden; 

15.11 Bei geländegestaltenden Maßnahmen dürfen keine abflusslosen Mulden verbleiben, 
ausgenommen behördlich vorgeschriebene ökologische Maßnahmen, wie Amphibien-
tümpel, etc...; 

15.12 Die innere und äußere Standsicherheit aller Bauwerke, wie Durchlässe, Mauern, Über-
plattungen, etc.... ist vor Bauinangriffnahme durch einen befugten Zivilingenieur oder 
Technisches Büro für die relevanten statischen und hydraulischen Lastfälle nachzuwei-
sen; 
Zur wasserrechtlichen Überprüfung sind Freigabebestätigungen der statischen Nach-
weise vorzulegen; 

15.13 Die ober- und unterwasserseitige Einbindung von Durchlässen, Flügelmauern etc. in vor-
handene Böschungsflächen hat kontinuierlich unter Vermeidung von plötzlichen Über-
gängen rau und unregelmäßig zu erfolgen;  
Einbindungsstellen sind bis über der Wasseranschlag mit Kalkbruchsteinen, darüber hin-
aus mit  Konglomerat, Stückgewicht größer ca. 500 kg, zu sichern; allenfalls beschädigte 
Ufersicherungen sind fachgerecht instand zu setzen; 

15.14 Ufergehölze sind zu schonen; bei Entfernung im für den Bau erforderlichem Ausmaß ist 
eine standortstypische Ersatzpflanzung und Besämung bis zum gesicherten Bestand 
durchzuführen; 

15.15 Wasserverschmutzungen sind bei der Bauausführung und Instandhaltung unter Wahr-
ung der Sorgfaltspflicht zu vermeiden. Die Trübung des Wassers durch die Arbeit mit 
Baumaschinen ist auf das unumgängliche Ausmaß zu beschränken; Für allfällige Ent-
schädigungen sind im Bautagebuch Arbeitstage im oder am Gewässer und verursachte 
Gewässertrübungen zu vermerken; 

15.16 Baumaschinen und Geräte sind so zu warten, zu bedienen und abzustellen, dass keine 
Verunreinigung des Gewässers oder des Untergrundes stattfindet; 

15.17 Baugrubenwässer dürfen nur dann abgeleitet werden, wenn sie weder mineralisch noch 
durch andere Stoffe verunreinigt sind. Mineralisch verunreinigte Baugrubenwässer sind 
vor Ableitung in das Gewässer in künstlichen Absetzbecken zu reinigen (Mindestverweil-
dauer 30 Minuten); 

15.18 Durch die Bauarbeiten berührte einmündende Gräben, Gerinne, wasserrechtlich beste-
hende Rohrkanäle, Drainagen und sonstigen Leitungen sind in Absprache mit dem 
Rechtsträger zu beurteilen, allenfalls zu sichern, funktionstüchtig wiederherzustellen 
bzw. ordnungsgemäß in das neue Gerinne einzubinden; Auslaufbauwerke für Kanäle 
sind bündig mit der neuen Böschung auszuführen; 

15.19 Straßenzufahrten für Anrainer sind während der Bauarbeiten provisorisch sicherzustel-
len und bis Bauende wieder herzustellen; 
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15.20 Die Baustellen sind binnen  Monatsfrist nach Beendigung der betreffenden Bauarbeiten 
von allen Bauresten und Bauhilfseinrichtungen zu säubern, aufzuräumen und es ist so-
weit möglich der ursprüngliche Zustand wiederherzustellen; 

15.21 Vorübergehend im unbedingt notwendigen Maß beanspruchte Fremdgrundstücke sind 
bis Bauende wieder ordnungsgemäß im Sinne ihrer weiteren Nutzung instand zu setzen. 
Insbesondere Hochwasserabflussbereiche sind möglichst rasch zu begrünen. Die Been-
digung der Benutzung ist den berührten Grundeigentümern mitzuteilen. Geschädigte 
Grundeigentümer sind auf Verlangen für Flurschäden/Nutzungsentgang nach den Richt-
linien der LK OÖ zu entschädigen; 

 

Dauerauflagen für Betrieb, Wartung und Instandhaltung 

15.22 Zum Erhalt der wasserrechtlich bewilligten hydraulischen Leistungsfähigkeit ist  

i. bei offenen Gerinnen eine Entwicklungspflege des zulässigen Bewuchses in einem 
Zeitabstand von längstens 10 Vegetationsperioden erforderlich; 

ii. bei offenen Gerinnen, Überplattungen und Durchlassen bei Notwendigkeit die 
Sohle/Böschung zu räumen; 

iii. bei Mulden, etc. nach Starkregenereignissen das Abflussprofil zu überprüfen, bei 
Erfordernis zu räumen und  
das Grünland maschinell zumindest 2mal jährlich zu mähen und aus dem Abfluss-
querschnitt zu verbringen; 

15.23 Schlammfänge von Schächten sind ab halber Füllhöhe zu räumen; 
 

Fristen und wasserrechtliche Überprüfung 

15.24 Für die Fertigstellung der bewilligten Anlagen und Maßnahmen wird eine Frist bis zum 
31.12.2026 eingeräumt; 

15.25 Die Baufertigstellung ist der Behörde unaufgefordert binnen einer Frist von einem Monat 
(Monatsfrist) anzuzeigen; 

15.26 Die Kollaudierungsunterlagen sind innerhalb von 1 Jahr ab Fertigstellungszeitpunkt der 
Behörde in zumindest dreifacher Ausfertigung vorzulegen. Diese Unterlagen haben zu-
mindest zu enthalten: 

- Bericht über die Einhaltung der einzelnen Vorschreibungspunkte, 

- Bericht über die bei der Bauausführung vorgenommenen Abänderungen, 

- Ausführungsplan falls es Änderungen zum Einreichplan gibt, 

- Bestätigung Standsicherheitsnachweis (keine statischen Berechnungsnachweise), 

- Fotodokumentation über Einhaltung der fachgerechten Bauausführung, 

- Bei Abweichungen die mehr als geringfügig sind ein neues Ausführungsoperat 
(technischer Bericht, Pläne); 

 
3.16 Verkehrsmodellierung 

16.1 Nach der Verkehrsfreigabe der geplanten Projekte müssen die verkehrlichen Wirkungen 
und insbesondere das Verkehrsaufkommen im Umfeld der Kreuzung B 139 / L 563 beo-
bachtet werden. Im Falle von unerwünschtem Ausweichverkehr im Nebenstraßennetz 
aufgrund der Diagonalsperre soll im Zuge einer Verkehrsuntersuchung ermittelt werden, 
wie diese Ausweichverkehre vermieden werden können, oder ob die Vermeidung von 
Durchgangsverkehr durch Haid auch durch andere Maßnahmen anstatt der Diagonal-
sperre erreicht werden kann. 
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3.17 Verkehrstechnik 

17.1 Um die beabsichtigten Verkehrsverlagerungen vom Ortsgebiet Haid auf die B139 
Kremstal Straße Umfahrung Haid zu erreichen, ist nach Fertigstellung der Umfahrung im 
Ortsgebiet eine sog. „Diagonalsperre“ im Ortsgebiet von Haid einzurichten. 
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4. Einwendungen 

Es wurden etliche Einwendungen gemacht, die seitens Behörde katalogisiert und den Sachver-
ständigen zur Beurteilung übermittelt wurden. Nachstehend ist die Liste der Einwendungen, auf 
die sich die Sachverständigen in Ihren Gutachten bzw. Gutachtensergänzungen beziehen, dar-
gestellt. 

Zur Erläuterung der Nummerierung der Einwendungen: 

01 – 33 sind Einwendungen von Personen 

40 – 45 sind Einwendungen von Fachabteilungen, Gemeinden, Institutionen udgl. 

50 – 51 sind Einwendungen von Bürgerinitiativen 

lfd. 
Nr. Vorname Nachname PLZ Ort Strasse Nr 
01 Alen Lukanovic 4053 Haid Aumühlweg 12a 
02 Andreas Schütz 4020 Linz Hauptstraße 50 
03 Christian Freilinger 4020 Linz Schweizerhausgasse 4 

04 Anna Jank 4053 Haid 
Gerhart Hauptmann-
Straße 11 

04 Aurora Jank 4053 Haid 
Gerhart Hauptmann-
Straße 11 

04 Erich Jank 4053 Haid 
Gerhart Hauptmann-
Straße 11 

05 Hans Stiastny 4020 Linz Bockgasse  29/8 
06 Emma Buchberger 4053 Haid Aumühlweg 15 

07 Florian Edlmair 4053 
Berg bei Ansfel-
den Mayr-zu-Berg-Straße 20 

08 Gerald Oberransmayr 4020 Linz St. Fechter Weg 9 
09 Franz Josef Huber 4053 Ansfelden Ganglbauerstraße 4 
10 Karl Grabmair 4055 Pucking untere Landstraße 21 
11 Alois Niedermaier 4055 Pucking Haidfeldstraße 9 
11 Gerald Niedermaier 4053 Haid Wohnpark 22 
11 Margarete Niedermaier 4055 Pucking Haidfeldstraße 9 
11 Sibylla Schütz 4020 Linz Zaubertalstraße 12b 
12 Heide-Marie Obermaier 4053 Haid Traunuferstraße 279 
12 Alfred Pointner 4053 Haid Traunuferstraße 279 
13 Lena Putschögl 4053 Haid Ansfelden Roseggerstraße  9 
13 Manuela Putschögl 4053 Haid Ansfelden Roseggerstraße  9 
13 Martin Putschögl 4053 Haid Ansfelden Roseggerstraße  9 
14 Gernot Godina 4053 Ansfelden-Berg Waldmüllerstraße 29 
14 Martina Puschögl-Godina 4053 Ansfelden-Berg Waldmüllerstraße 29 

15 Richard 
Feichtner-Litzlfell-
ner 4053 Haid Roseggerstraße 7 

16a Renate Breksler 4053 Haid Kaplangasse 26b 
16b Heinrich Breksler 4053 Haid Kaplangasse 26b 
17 Admir Dukic 4055 Pucking untere Landstraße 58 
17 Jasmina Dukic 4055 Pucking untere Landstraße 58 
18 Edeltraud Ring 4053 Haid Roseggerstraße 18 
18 Walter Ring 4053 Haid Roseggerstraße 18 
19 Ernst Steiner 4053 Haid Roseggerstraße  5 
19 Evelin Steiner 4053 Haid Roseggerstraße  5 
20 Helga Zachhuber 4053 Haid Kremstalstraße 1 
20 Manfred Zachhuber 4053 Haid Kremstalstraße 1 
21 Jasmin Hajric 4055 Pucking untere Landstraße 58 
22 Jessica Gruber 4055 Pucking untere Landstraße 58 
22 Martin Haslhofer 4055 Pucking untere Landstraße 58 
23 Bernhard Kirchsteiger 4055 Pucking untere Landstraße 58 
24 Bettina Köblleitner 4055 Pucking untere Landstraße 58 
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24 Peter Köblleitner 4055 Pucking untere Landstraße 58 
25 Bernhard Nimmervoll 4055 Pucking untere Landstraße 58 
26 Hermann Öllinger 4055 Pucking Händlergasse  1 
27 Iris Podechtl 4055 Pucking untere Landstraße 58 
28 Manuel Prinz 4055 Pucking untere Landstraße 58 
29 Karlheinz Rudolf 4055 Pucking untere Landstraße 58 
30 Cedric Stangl 4055 Pucking untere Landstraße 58 
31 Susanne Traxler 4055 Pucking untere Landstraße 58 
32 Rudolf Wedad 4055 Pucking untere Landstraße 58 
33 Andrea Peterseil 4055 Pucking Dörfl 10 
33 Johann Peterseil 4055 Pucking Dörfl 10 

40 
Marktge-
meinde Pucking 4055 Pucking Puckinger Straße 5 

41 
Stadtge-
meinde Ansfelden 4053 Haid/Ansfelden Hauptplatz 41 

42 Oö. 
Umweltanwalt-
schaft 4021 Linz Kärntnerstraße  

10-
12 

43 
Wasserwirt-
schaftliches Planungsorgan 4021 Linz Kärntnerstraße  

10-
12 

44 
Wirtschafts-
kammer Oberösterreich 4020 Linz Hessenplatz 3 

45 
Verein Grün-
gürtel statt Westspange 4400 Steyr Löwengutweg 9 

50 Bürgerinitiative B139neu 4053 Haid Traunuferstraße 279 

51 Bürgerinitiative 
Verkehrsinsel Ha-
senufer 4055 Pucking Hummelweg  3 
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5. Beilage der vorläufigen Teilgutachten 

5.1 Abfallchemie 

5.2 Bodenschutz (inkl. Landwirtschaft) 

5.3 Denkmalschutz 

5.4 Forstwirtschaft (und Jagd) 

5.5 Geologie, Hydrogeologie und Wasserwirtschaft 

5.6 Gewässerökologie 

5.7 Humanmedizin 

5.8 Klimawandelfolgen 

5.9 Lichttechnik 

5.10 Luftreinhaltung und Klima 

5.11 Natur- und Landschaftsschutz 

5.12 Raumplanung (inkl. Sachgüter und Freizeit/Erholung) 

5.13 Schalltechnik (und Erschütterungen) 

5.14 Straßenbautechnik 

5.15 Wasserbaubautechnik 

5.16 Verkehrsmodellierung 

5.17 Verkehrstechnik 

 




